
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 24.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Konjunkturlage und -politik, Grosse Parteien, Strukturpolitik
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Gesellschaftliche Debatte
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Bernath, Magdalena
Brändli, Daniel
Bühlmann, Marc
Da Pozzo, François
Gilg, Peter
Hirter, Hans
Hohl, Sabine
Holenstein, Katrin
Rinderknecht, Matthias
Schoenholtz, Stephan
Zumofen, Guillaume

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Bernath, Magdalena; Brändli, Daniel; Bühlmann, Marc; Da Pozzo,
François; Gilg, Peter; Hirter, Hans; Hohl, Sabine; Holenstein, Katrin; Rinderknecht,
Matthias; Schoenholtz, Stephan; Zumofen, Guillaume 2024. Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik: Konjunkturlage und -politik, Grosse Parteien, Strukturpolitik,
Gesellschaftliche Debatte, 1975 - 2020. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
24.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Bundesrat

1Wahlen

2Eidgenössische Wahlen

2Wirtschaft
2Wirtschaftspolitik

2Konjunkturlage- und politik

8Strukturpolitik

10Wirtschaftsordnung

10Infrastruktur und Lebensraum
10Umweltschutz

10Allgemeiner Umweltschutz

11Sozialpolitik
11Sozialversicherungen

11Parteien, Verbände und Interessengruppen
11Parteien

11Grosse Parteien

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
BFS Bundesamt für Statistik
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
SNB Schweizerische Nationalbank
IWF Internationaler Währungsfonds
FINMA Eidgenössische Finanzmarktaufsicht
BIP Bruttoinlandsprodukt
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
EO Erwerbsersatzordnung
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
BIGA Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit
KOF Konjunkturforschungsstelle
WWF World Wide Fund for Nature
FH Verband der Schweizerischen Uhrenindustrie
KMV Verordnung über das Kriegsmaterial
SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete
SwissEF Swiss Entrepreneurs Foundation
Swissmem Verband der Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie
MEM Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie

DFF Département fédéral des finances
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
OFAS Office fédéral des assurances sociales
CDF Contrôle fédéral des finances
OFS Office fédéral de la statistique
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
BNS Banque nationale suisse
FMI Fonds monétaire International
FINMA Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers
PIB Produit intérieur brut
PME petites et moyennes entreprises
APG allocations pour perte de gain
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
OFIAMT Office fédéral de l’industrie, des arts et métiers et du travail
KOF Centre de recherches conjoncturelles
WWF World Wide Fund for Nature
FH Fédération de l'industrie horlogère suisse
OMG Ordonnance sur le matériel de guerre
SAB Groupement suisse pour les régions de montagne
SwissEF Swiss Entrepreneurs Foundation
Swissmem L'association de l'industrie suisse des machines, des équipements

électriques et des métaux
MEM Industrie des machines, des équipements électriques et des métaux

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Wie schmal der Grad zwischen öffentlichem Interesse und dem Schutz der
Persönlichkeit ist, zeigt sich jeweils dann, wenn Medien über das Privatleben von
Politikerinnen und Politikern berichten. Im Fall der Verurteilung eines Sohnes von
Bundesrat Ueli Maurer wurde in den Medien allerdings nicht nur öffentliches Interesse
reklamiert, sondern auch darauf hingewiesen, dass gerade bei Vertretern der SVP, die
gegen die «Kuscheljustiz» und für «Strafverschärfungen» weible, besonders genau
hingeschaut werden müsse. Das öffentliche Interesse wurde  auch damit begründet,
dass in diesem Fall die judikative Unabhängigkeit bewiesen werden müsse. 
Was war geschehen? Ende 2017 machte der «Zürcher Oberländer» publik, dass einer
der Söhne von Ueli Maurer vor Gericht erscheinen müsse, weil er zwei Jahre zuvor unter
Alkoholeinfluss einen Autounfall verursacht habe. Die Sonntagszeitung nahm den Fall
auf und vermutete, dass es noch weitere Delikte geben müsse, die dem Sohn
angekreidet würden – die Anklageschrift werde allerdings nicht zugänglich gemacht,
erklärte die Zeitung. Mehr noch, die Verteidigung habe beantragt, den Prozess unter
Ausschluss der Öffentlichkeit durchzuführen, um die Persönlichkeit des Mandanten zu
schützen. Der Entscheid vom Bezirksgericht Hinwil, die Medien, nicht aber die
Öffentlichkeit zum abgekürzten Prozess zuzulassen, wurde vom Anwalt von Maurers
Sohn zwar weitergezogen, vom Obergericht und schliesslich vom Bundesgericht Ende
Mai 2018 aber bestätigt. Gerade wenn der Sohn eines Bundesrats vor Gericht stehe,
bestehe ein gewichtiges öffentliches Interesse. Als Beschuldigter habe der Angeklagte
die mit einer öffentlichen Verhandlung verbundenen psychischen Belastungen
hinzunehmen. Dem Persönlichkeitsschutz solle aber Rechnung getragen werden, indem
die Veröffentlichung von Vorname, Alter, Wohnort und Fotos verboten würden – so das
Urteil des letztinstanzlichen Gerichts.
Mitte Oktober 2018 fand schliesslich der Prozess statt und die Medien erhielten erst
dann die Anklageschrift. Neben dem Autounfall wurde der Sohn von Ueli Maurer wegen
Raub und versuchter Erpressung – Maurers Sohn hatte zusammen mit einem Kollegen
einen Mann ausgeraubt –, Sachbeschädigung, versuchter Gewalt und Drohung gegen
Behörden und Beamte, mehrfacher Beschimpfung und Hinderung einer Amtshandlung
– bei seiner Verhaftung soll sich der junge Mann widersetzt haben – zu einer bedingten
Freiheitsstrafe von 16 Monaten verurteilt. Während der Befragung gab der junge Mann
bekannt, stark unter dem Druck gelitten zu haben, der mit der schweizweiten
Prominenz seines Vaters einhergehe. Er sei oft fertig gemacht und beleidigt worden.
Weil die Anklage medial ausgeschlachtet worden sei, habe er zudem seine Arbeitsstelle
verloren und die damit zusammenhängende Weiterbildung abbrechen müssen. 
Die Medien kommentierten den Fall unterschiedlich. Während in der Weltwoche
(7.12.17) von «Schmuddelpresse und Sippenhaft» die Rede war, beleuchtete die BaZ
(23.5.18) das Schicksal der Kinder von Bundesräten. Sie müssten sich erklären, obwohl
sie es nicht wollten, oder wollten sich erklären, weil sie glaubten, es tun zu müssen. In
seiner Kolumne in der Weltwoche (25.10.18) lobte Peter Bodenmann (VS, sp) die Justiz,
die hart geblieben sei, fragte aber rhetorisch, wie die Volkspartei wohl reagiert hätte,
wenn «Maurer Junior» Kosovo-Albaner gewesen und der beraubte Mann der ehemalige
SVP-Nationalrat Hans Fehr gewesen wäre. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.10.2018
MARC BÜHLMANN

Wahlen
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Eidgenössische Wahlen

Die Regierungsparteien versuchten im Wahlkampf, auch möglichst viele Rentnerinnen
und Rentner anzusprechen und zugunsten ihrer Parteien zu mobilisieren. Dabei spielte
die Diskussion um die 10. AHV-Revision eine nicht unwesentliche Rolle. Kurz vor den
Wahlen warfen sich FDP, SP und CVP gegenseitig vor, eine rasche finanzielle
Besserstellung der Rentner verhindert zu haben. Aus der VOX-Analyse im Anschluss an
die Wahlen ging unter anderem hervor, dass die FDP von allen Parteien den grössten
Teil dieser Personengruppe mobilisieren konnte.

In den Augen vieler Wahlbeobachter spielten auch die Mutmassungen über eine vom
Bundesrat geplante Benzinzollerhöhung von 25 bis 35 Rappen pro Liter, welche
während den Sommermonaten diskutiert wurde und in der letzten Woche vor den
Wahlen durch die Presse an die Öffentlichkeit gelangte, eine wichtige Rolle in der
Meinungsbildung vieler, zu jenem Zeitpunkt noch unentschlossener Wählerinnen und
Wähler. Ein direkter Zusammenhang zwischen dem Erfolg der AP sowie der Lega dei
Ticinesi einerseits und der durch gewisse Medien geschürten Angst vor einer massiven
Benzinpreiserhöhung andererseits liess sich in der VOX-Umfrage nicht nachweisen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Das eingeschlagene Tempo blieb allerdings weit hinter den Erwartungen prominenter
Wirtschaftsführer zurück. So beklagte etwa der frühere Spitzendiplomat und
Vorsitzende der oben erwähnten Arbeitsgruppe und heutige Co-Präsident des
internationalen Konzerns ABB, David de Pury, dass sich die Standortattraktivität der
Schweiz im internationalen Wettbewerb weiter verschlechtert habe und das Land sich
auf dem Weg zum "europäischen Mittelmass" befinde. Als wichtigste Reformziele
nannte er die ausgabenseitige Sanierung der öffentlichen Haushalte, eine Umgestaltung
der Sozialversicherungen und die Deregulierung und Privatisierung der
Infrastrukturleistungen (Kommunikation, Verkehr). De Pury gehörte - neben weiteren
Wirtschaftsführern und Ökonomen - auch zu den Autoren einer gegen Jahresende
vorgestellten Publikation mit dem Titel "Mut zum Aufbruch". Dieses sogenannte
Weissbuch löste in der Öffentlichkeit heftige Debatten aus. Heftig diskutiert wurden
dabei die nicht nur von der politischen Linken als Provokation empfundenen Vorschläge
für einen radikalen Umbau des Sozialversicherungssystems. Wenig Aufsehen erregten
demgegenüber die anderen Rezepte für eine Revitalisierung der schweizerischen
Wirtschaft, die - wie etwa der Abbau der staatlichen Defizite oder die Privatisierung der
Telekommunikation - auch alles andere als neu waren. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.1995
HANS HIRTER

Konjunkturlage- und politik

Die Schweiz wurde 1975 wie die anderen westlichen Industriestaaten von der
schwersten wirtschaftlichen Rezession der Nachkriegszeit erfasst. Damit stand auch
die wirtschaftspolitische Diskussion völlig unter dem Eindruck des konjunkturellen
Abschwungs. Dieser beschleunigte sich seit der im Herbst 1974 erfolgten
Tendenzwende und führte zu nachhaltigen Produktions- und
Beschäftigungseinbrüchen. Als Lichtblick im sonst düsteren Konjunkturbild erwies sich
dagegen die unerwartet massive Verringerung der Teuerungsrate. Dem Umschwung an
der Wirtschaftsfront entsprach ein Stimmungswandel: Ohne dass von eigentlicher
Weltkrisenpsychose und Panik die Rede sein konnte, griffen doch Unsicherheit,
Besorgnis und Zukunftsangst vermehrt um sich, bezogen sich jetzt aber weniger auf ein
«Unbehagen im Wohlstand», als konkret auf den Arbeitsplatz, das persönliche
Einkommen und das erreichte Niveau der Lebenshaltung. Das Ausbleiben des
wirtschaftlichen Wiederaufschwungs verstärkte zudem offensichtlich den Ruf nach
Staatseingriffen und intensivierte die ordnungspolitische Grundsatzdiskussion. So vor
allem im Zusammenhang mit sozialdemokratischen Forderungen nach staatlicher
Investitionslenkung und Beteiligung an notleidenden Unternehmungen, die
hauptsächlich bei den Beratungen der vier Bundesratsparteien über einen neuen
Legislaturvertrag zu einer Belebung der parteipolitischen Auseinandersetzungen
beitrugen. Ein ebenfalls umstrittener Vorschlag zur Weiterentwicklung des Systems
erfolgte seitens eines Direktionsmitglieds der Nationalbank: L. Schürmann regte erneut

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.1975
FRANÇOIS DA POZZO
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die Bildung eines nationalen Wirtschafts- und Sozialrates an. 4

Die anhaltend gute Wirtschaftslage bot den verantwortlichen Behörden keinen
Anlass, von ihrer bisherigen Linie in der Konjunkturpolitik abzuweichen.
Nachfrageorientierte Massnahmen wurden angesichts der guten Beschäftigungslage
weder gefordert noch in Aussicht gestellt. Da sich das Wachstum gegenüber dem
Vorjahr wieder abschwächte, drängten sich auch keine
Konjunkturdämpfungsmassnahmen auf. Die Ausgaben der öffentlichen Hand verhielten
sich weitgehend konjunkturneutral. Das erklärte konjunkturpolitische Hauptziel, eine
relative Preisstabilität zu gewährleisten, konnte bei einer Teuerungsrate von 0.8 Prozent
im Jahresdurchschnitt erreicht werden. Neben den Preissenkungen für importierte
Rohstoffe und dem Wertverlust des US-Dollars trug dazu auch die Geldmengenpolitik
der Nationalbank Wesentliches bei. Die bereinigte Notenbankgeldmenge wuchs
entsprechend der Zielsetzung um 2.0 Prozent. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1986
HANS HIRTER

Dank der weiterhin guten Wirtschaftslage konnten die Behörden auf besondere
konjunkturpolitische Aktivitäten verzichten. Daran vermochte auch der Börsenkrach
vom 19. Oktober nichts zu ändern. Zwar führten im Nationalrat dringliche
Interpellationen der Fraktionen der Freisinnigen (D.Ip. 87.930), der SP (D.Ip. 87.932) und
der SVP (D.Ip. 87.931) zu einer allgemeinen Aussprache über die Konsequenzen des
Sturzes der Aktienkurse und des Wertes des Dollars auf die Wirtschaft und die
Beschäftigung. Dabei überwog die auch von Wissenschaftern und anderen Analytikern
geteilte Meinung, dass der Börsenkrach nicht konjunkturelle Ursachen habe, sondern
vielmehr in einer Krise des Finanzmarktes begründet sei. Da sich der Wert des
Schweizer Frankens im Gleichschritt mit anderen Währungen gegenüber dem Dollar
verteuert hatte, wurden auch die Gefahren für die Exportwirtschaft als relativ gering
eingestuft. Konjunkturpolitische Stützungsmassnahmen drängten sich angesichts des
ungebrochenen Wachstums keine auf und wurden auch nicht verlangt. Immerhin
forderte im Nationalrat der Gewerkschafter Reimann (sp, BE) den Bundesrat auf, solche
in Bereitschaft zu halten. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.12.1987
HANS HIRTER

Lors de la conférence annuelle de Swissmem, Hans Hess, président de cette
association de l'industrie des machines, des équipements électriques et des métaux
suisses, a affirmé qu'étant donné le franc fort le secteur de l'industrie et du commerce
était incapable d'effectuer des investissements pourtant nécessaires pour leur futur.
Ainsi, les PME helvétiques peinent à se financer. Cette situation est problématique,
selon lui, car la structure de l'économie helvétique repose sur ces petites et moyennes
entreprises. Il estime que les répercussions à long-terme pourraient être grave. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

A la fin de l'été 2017, deux dimensions inhérentes à l'évolution conjoncturelle de la
Suisse ont embrasé les débats sur la croissance helvétique. Premièrement, une hausse
du franc par rapport à l'euro a replacé le débat sur le franc fort au centre des
projecteurs. D'un côté, la Banque nationale suisse (BNS) a indiqué que cette évolution
marque la fin de la nette surévaluation du franc suisse. Alors que d'un autre côté,
plusieurs voix se sont interrogées sur l'impact de cette évolution sur les exportations,
les importations et sur la croissance en générale. Deuxièmement, des points
d'interrogations se sont dessinés par rapport à la productivité helvétique. Plusieurs
journaux, notamment suisses alémaniques, ont remis en question la productivité des
travailleurs Suisses. Etant donné l'impact de ces deux dimensions, la publication du
mois de septembre du Secrétariat d'Etat à l'économie SECO a été longuement attendue
et scrutée. Au final, le SECO prévoit, pour la période d'automne 2017, une croissance
modérée de 0.9 pour cent. Par contre, le SECO souligne des prévisions conjoncturelles
(+2.0%) favorables pour l'année 2018. Ces tendances sont confirmées par les
prédictions d'autres organismes économiques comme la BNS, le KOF, l'OCDE ou encore
le FMI. En effet, leurs prédictions varient de +1.0 à +1.7 pour cent de croissance sur la
fin de l'année 2017. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Alors que la guerre commerciale sino-américaine et que des turbulences boursières
agitent l’économie mondiale, la presse helvétique a dressé le spectre d’une récession
pour l’économie helvétique. Bien que la croissance demeure positive au deuxième et
troisième trimestre, les récents replis successifs du PIB ainsi qu’un indice
manufacturier en-dessous du seuil de 50 tendent à pencher pour un tel scénario.
L’industrie helvétique semble particulièrement menacée. Une baisse des commandes
de 12,5% a notamment été enregistrée en 2019. En outre, le ralentissement
économique de l’Allemagne, pays qui engloutit 20% des exportations suisses, pose
problème. Au final, plusieurs voix, et notamment celle de Swissmem, demandent à la
BNS d’intervenir pour affaiblir le franc suisse face à l’Euro. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.08.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le taux d’intérêt de référence est utilisé pour la fixation des loyers en Suisse. Depuis
juin 2017, il est fixé à 1,5%. Ce taux de référence n’a pas changé en juin 2019. Aucune
prétention de baisse ou de hausse des loyers n’est donc envisageable pour les
locataires ou propriétaires qui ont fixé leur loyer avec ce taux comme référence. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

L'économie suisse a connu une croissance de 0.4% au troisième trimestre 2019. Cette
croissance a été induite par le secteur de l'énergie (+8.2%) et le secteur
pharmaceutique et chimique (+0.8%). La hausse des exportations dans le secteur
énergétique est notamment le fruit d'une situation météorologique favorable qui a
boosté la production d'hydroélectricité. A l'inverse, les autres branches de l'industrie,
et en particulier les branches MEM, ont connu une stagnation voire un ralentissement.
Cette stagnation a été provoquée par une conjoncture mondiale morose. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.11.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que les prévisions économiques s'assombrissaient dès janvier 2020, la crise du
Covid-19 a véritablement déferlé sur l'économie helvétique au mois de mars 2020. Les
mesures de confinement imposées par le Conseil fédéral ont mis en difficulté de
nombreuses PME helvétiques avec le tarissement des sources de revenu mais le
maintien de nombreux coûts fixes. Si les charges salariales ont été majoritairement
prises en charge par le chômage partiel, d'autres coûts fixes ou encore l'accumulation
des factures ont plongé les PME dans la crise. Pour faire face à cette situation inédite,
le Conseil fédéral, en collaboration avec la Banque nationale suisse (BNS), l'Autorité
fédérale de surveillance des marchés financiers (Finma), la Délégation des finances des
chambres fédérales et les banques, a mis en place des crédit-relais cautionnés par la
Confédération et rapidement accessibles. Une enveloppe initiale de CHF 20 milliards
avait été prévue. Néanmoins, la demande de crédit-relais a littéralement explosé, ce
qui a forcé le Conseil fédéral a doublé l'enveloppe pour atteindre un montant de CHF
40 milliards.
Ces crédit-relais sont destinés aux entreprises avec un chiffre d'affaire annuel inférieur
à CHF 500 millions. Le montant total obtenu par les entreprises peut atteindre jusqu'à
10 pour cent de leur chiffre d'affaire. Ces crédits sont cautionnés à 100 pour cent par la
Confédération avec un taux d'intérêt nul jusqu'à CHF 500'000, et cautionné à 85 pour
cent par la Confédération avec un taux d'intérêt de 0.5 pour cent pour les crédits d'un
montant supérieur. 
Puis, dans un deuxième temps, le Conseil fédéral a débloqué CHF 100 millions pour les
start-ups helvétiques. En effet, les crédit-relais n'étaient pas adapté à la réalité des
start-ups qui n'ont, bien souvent, pas encore de chiffre d'affaire. Ce montant de CHF
100 millions engage la participation des cantons qui doivent, non seulement
sélectionner les start-ups prometteuses en fonction du tissu économique local, mais
aussi compléter d'un tiers la garantie fédérale. 

Ces crédit-relais ont mis en ébullition l'économie helvétique. Si dans un premier
temps, la majorité de experts ont salué la rapidité, la flexibilité et le format des crédit-
relais, plusieurs critiques sont tombées dans un deuxième temps. Premièrement,
plusieurs experts ont pointé du doigts les risques d'endettement massif de l'économie
helvétique alors que l'économie mondiale se dirige vers une récession. Certaines voix
ont même préconisé que ces crédit-relais soient accordés à fonds perdu.
Deuxièmement, certains experts ont relevé le caractère potentiellement «pervers» de
ces crédit-relais. En effet, le taux d'intérêt de 0 pour cent n'est effectif que jusqu'en
mars 2021, selon l'ordonnance. Il pourrait ensuite être réévalué. Troisièmement, le
risque d'abus a été au centre des discussions. L'utilisation des crédit-relais pour
éponger une dette existante ou pour acheter du matériel est, selon certains experts,
possible étant donné l'absence de surveillance. Ueli Maurer, conseiller fédéral en

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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charge du Département des finances (DFF), a précisé que des contrôles seraient
effectués pour éviter les abus et que les banques ont connaissance de la situation
économique de leurs clients ce qui leur permet d'anticiper le risque d'abus. 12

Début mars 2020, le Secrétariat d'Etat à l'économie (Seco) publiait ses chiffres pour
l'année 2019. Il s'agissait alors d'un bilan mitigé avec une croissance du PIB de 0.9
pourcents contre 2.8 pourcent en 2018. Néanmoins, ce bilan fut complètement éclipsé
par la crise Covid-19. D'après les experts du Seco, le ralentissement de l'économie
mondiale serait une menace pour de nombreux secteurs économiques helvétiques,
notamment dans le domaine des exportations et du tourisme. L'industrie serait
également menacée alors que le marché de l'emploi risque d'être sous haute tension. 
Afin de répondre à ces sombres perspectives, le Département fédéral de l'économie
(DEFR) a convoqué une table ronde avec les principaux acteurs de l'économie
helvétique, tels que le patronat, les syndicats et les cantons. Les prévisions de
croissance du PIB ont ainsi été revues à la baisse. Alors que le Seco tablait sur une
croissance de 1.3 pourcents du PIB en 2020, il a finalement prédit un recul entre 1.3 et
1.5 pourcents. Des révisions successives des prédictions, jusqu'à la mi-avril amèneront,
finalement, les prédictions pour le PIB 2020 vers un recul à hauteur de 6.7 pourcent
avec un taux de chômage proche de 4 pourcents. Paradoxalement, l'incertitude absolue
liée à la sortie de la crise Covid-19 pousse de nombreux économistes à espérer une
dégradation moindre du PIB et surtout une reprise solide dès 2021. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.04.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Si de nombreux indépendantes et indépendants n'ont pas pu bénéficier des crédit-
relais ou du chômage partiel car la fermeture de leur business n'avait pas été décrétée,
ils ont néanmoins perdu jusqu'à 90% de leur revenus dans une économie qui tourne au
ralenti à cause de la crise Covid-19. Cette situation concerne près de 270'000
indépendantes et indépendants tels que les chauffeurs de taxi, les phytothérapeutes,
les graphistes, les ergothérapeutes ou encore les ostéopathes. Après de nombreux
échanges avec le Conseil fédéral, une solution a finalement été trouvée. Les
indépendantes et indépendantes pourront bénéficier, avec effet rétroactif au 17 mars
2020, de l'allocation perte de gain (APG) à hauteur de 196 francs suisses par jour. Cette
décision a été prise en concertation entre le Secrétariat d'Etat à l'économie (Seco) et
l'Office fédérale des assurances sociales (OFAS). Elle aura un coût estimé à 1,3 milliards
de francs suisses. Les indépendantes et indépendants ont donc obtenu gain de cause
après avoir menacé de manifester. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.04.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que les statistiques 2019 du tourisme helvétique promettait un ciel sans nuage,
l'orage de la crise du Covid-19 est venu largement assombrir ces perspectives. En
février 2020, l'Office fédérale de la statistique (OFS) présentait les chiffres records du
tourisme en 2019, avec 40 millions de nuitées. Malgré ces chiffres, la branche du
tourisme était déjà consciente de faire face à un immense orage à cause des
annulations des touristes chinois, principaux moteurs du tourisme, et à l'arrivée du
coronavirus en Italie. En effet, la branche du tourisme est consciente de sa dépendance
à la situation économique et géopolitique. 
Ces craintes ont été confirmées au mois de mars avec la fermeture de l'ensemble des
restaurants, sur ordre du Conseil fédéral, et de la majorité des hôtels, suite à l'absence
de clients. Selon HotellerieSuisse, 95 pourcents des établissements hôteliers étaient
fermés en mars 2020, alors que les hôtels ouverts comptaient un taux d'occupation
d'environ 5 pourcents. 
Pour faire face à la crise, le tourisme a eu recours au chômage partiel et aux crédit-
relais cautionnés par la Confédération. Néanmoins, selon la branche, ces mesures ne
seraient pas suffisantes. En effet, une étude de la HES-SO a évalué à CHF 6.4 milliards
les pertes pour le tourisme à cause de la crise du Covid-19. L'effondrement de la
demande au printemps 2020 et le tarissement de la demande à long-terme devraient
impacter durablement la branche avec potentiellement un tiers de faillites. 
Pour contrer ces difficultés, le secteur du tourisme s'est tourné vers le Conseil fédéral.
Il a demandé l'obtention d'une contribution à fonds perdu, des aides fiscales ainsi que
la solidarité des bailleurs et assureurs. Le Conseil fédéral a d'abord fait la sourde
oreille, puis a transmis la balle au Parlement. Finalement, de nombreux acteurs du
tourisme ont demandé au Conseil fédéral de mettre sur pied un programme de
promotion de la destination «Suisse» pour les Helvètes. Face au frein imposé à la
mobilité internationale, HotellerieSuisse a proposé à la Confédération de remettre des
bons à fonds perdu ou des allégements fiscaux pour les Helvètes qui partiraient en

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.04.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.21 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



vacances d'été en Suisse. Si le Conseil fédéral n'a octroyé, ni bons, ni allégements
fiscaux, il a toutefois fortement recommandé, lors de la conférence de presse du 29
avril, aux Suisses et Suissesses de rester en Suisse pour les vacances. 15

Fin janvier 2020, la Fédération de l'industrie horlogère Suisse (FH) a publié les chiffres
des exportations de l'horlogerie en 2019. Si la Suisse a vendu pour CHF 20.5 milliards à
l'étranger (+2.6 %), la baisse des volumes de vente est venue ternir ce tableau. En effet,
cela ne représente «que» 20.6 millions de montre, donc une baisse record de 13.1 pour
cent. D'un côté, il s'agit d'un volume de vente inférieur à l'année 2009, pourtant
marquée par la crise économique et financière. D'un autre côté, cela confirme le virage
de l'industrie horlogère helvétique vers les montres de luxes. 
Après la publication de ces chiffres, la crise du Covid-19 a continué d'aggraver la
situation. La fermeture des sites de production en mars 2020 et l'arrêt de l'économie
mondiale ont mis en difficulté le secteur de l'horlogerie. Les experts ont prédit une
baisse de 25 pour cent des exportations en 2020. Les premiers chiffres du mois de
mars ont confirmé ces prédictions avec une chute de 21.9 pour cent des ventes, ce qui
représente une baisse de 43.1 pour cent en volume. 
Finalement, la crise du Covid-19 a également empêché la tenue de Baselworld. Cette
annulation a mis en lumière des conflits latents entre les acteurs de la branche. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.04.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Trois mois après la création des crédit-relais dans le cadre de la crise du Covid-19,
plusieurs enseignements ont été tirés dans la presse helvétique. Premièrement, moins
de la moitié des crédit-relais – CHF 40 milliards – ont été utilisés. Deuxièmement, les
principaux secteurs bénéficiaires sont la construction, l'hôtellerie-restauration et le
commerce de détail. Il est intéressant de noter que l'industrie n'a eu recours que
parcimonieusement à ces crédits. De nombreux observateurs considèrent que ce
secteur préfère garder cette option pour l'automne. Troisièmement, uniquement 190
cas d'abus potentiels ont été signalés sur 125'000 demandes enregistrées. Ainsi, s'il est
trop tôt pour tirer des conclusions, les premiers indicateurs semblent pencher vers un
bilan positif. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans le cadre de la crise du Covid-19, le soutien aux indépendantes et indépendantes
a été prolongé jusqu'au 16 septembre. Cette aide, liée à l'allocation perte de gain
(APG), avait disparu entre fin mai et début juin avec la suppression des restrictions liées
au Covid-19. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.07.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Au deuxième trimestre 2020, le PIB helvétique a chuté de 8.2 pourcent. Cette chute
historique est liée à la pandémie de Covid-19 et aux mesures sanitaires imposées.
D'abord, la chute du PIB helvétique est moindre par rapport à ses voisins européens.
L'Allemagne (-9.7%), la France (-13.8%) et l'Italie (-12.4%) ont connu des chutes plus
importantes. Ensuite, la dégringolade du PIB varie d'un secteur à l'autre. Si la pharma
s'impose comme le seul secteur à croissance positive, le secteur secondaire (-10.2%)
ou encore l'hôtellerie et la restauration (-54.2%) ont connu un deuxième trimestre
morose. Par contre, les prédictions PIB pour l'année 2020 sont meilleures
qu'attendues. Alors que le SECO prédisait en juin une baisse de 6.2 pourcent, cette
prédiction a été revue à la hausse. En 2020, la chute du PIB helvétique devrait se situer
autour de 3.8 pourcent. Le SECO table ainsi sur une reprise «en V». Les prédictions
conjoncturelles pour l'année 2021 suppose une hausse de 4.2 pourcent du PIB.
Néanmoins, ce scénario optimiste est tributaire de l'arrivée sur le marché de vaccins
anti-Covid, et de l'évolution de la pandémie et de l'économie à l'échelle mondiale. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.08.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que la date limite de dépôt de demandes pour les crédits-relais Covid-19 était
actée au 31 juillet 2020, ces crédits ont continué d'alimenter les discussions. D'abord,
le bilan chiffré de ces crédits-relais a articulé un total de 136'548 demandes pour un
montant de CHF 16.9 milliards. Ensuite, le Contrôle fédéral des finances (CDF) a pointé
du doigt la hausse d'abus. D'après le CDF, 859 demandes pour un montant de CHF 217
millions ont été identifiées comme des fraudes. Finalement, alors que les banquiers se
sont auto-congratulés pour leur rôle prépondérant durant la crise, se présentant
comme un pilier stable de l'économie helvétique, l'industrie, notamment à travers la
voix de Swissmem, a lancé un appel pour une réouverture de ces crédits-relais estimant
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que seulement CHF 16.9 des CHF 40 milliards avaient été utilisés. Si cet appel est resté
lettre morte au niveau fédéral, plusieurs aides supplémentaires ont été accordées au
niveau cantonal. 20

Au printemps 2020, la pandémie mondiale de Covid-19 et les mesures sanitaires  ont
fait voler en éclat le dogmatisme budgétaire helvétique. Cette entorse au non-
interventionniste étatique a pris plusieurs formes, mais n'a pas empêché une chute
historique de 8,2% du PIB au deuxième trimestre 2020. D'après les estimations, CHF 47
milliards ont été injectés dans l'économie. Premièrement, la Confédération a eu
recours au chômage partiel. Elle a injecté plus de CHF 20 milliards pour soutenir
l'assurance chômage. Deuxièmement, des crédits-relais ont été mis en place en
collaboration avec les banques. Si CHF 40 milliards avait été planifiés, «seulement»
CHF 16,8 milliards ont été octroyés aux entreprises. Troisièmement, les indépendants
ont été soutenu grâce à l'Assurance perte de gains (APG). CHF 5,3 milliards ont été
attribués. Finalement, des aides ponctuelles au tourisme ou à l'aviation ont été mises
en place. Si ces mesures sont aisément justifiables car les mesures ont été dictées par
la Confédération, elles doivent encore être avalisées par le Parlement. De nombreux
objets sont ainsi à l'ordre du jour de la session d'automne 2020. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que le soleil estival tirait ses dernières cartouches, le secteur du tourisme a
présenté les statistiques hôtelières de l'été 2020 dictées par les mesures sanitaires.
D'un côté, les Helvètes ont répondu à l'appel du pied de la Confédération et des milieux
touristiques et ont majoritairement voyagé en Suisse. Des objets parlementaires
(20.3218 et 20.3326) avaient notamment été déposés pour favoriser des vacances en
Suisse. Néanmoins, seules les régions périphériques et de montagnes ont profité de cet
engouement. Par exemple, les cantons de Grisons (+13.2%), du Tessin (+12.7%), de
Neuchâtel (+5.3%) et du Jura (+11.8%) ont connu une hausse de fréquentation. A
l'inverse, les centres urbains et les destinations dépendantes des touristes étrangers
ont fortement souffert. Les villes de Genève (-79%), Zurich (-81%), Bâle (-69%) et
Lausanne (-60%), ainsi que des destinations comme Zermatt (-43%) ou Interlaken (-
61%) ont connu un été morose. 
Face à ces chiffres, le secteur touristique, qui profite de plusieurs aides comme le
chômage partiel, les crédits-relais Covid-19, ou des aides cantonales, a demandé la
création d'une aide à fonds perdu, ou la transformation de certains crédit-relais en
aide à fonds perdu. Une prolongation au 31 décembre 2020 de la suspension des
poursuites pour les agences de voyages a également été mise en place. 
Cependant, les mises en quarantaine durant l'automne et la deuxième vague du Covid-
19 à la mi-octobre font planer de sombres nuages sur les perspectives du tourisme
helvétique. La saison d'hiver est notamment au cœur des discussions. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Lors de la session de septembre 2020, le Parlement a débattu de la loi Covid-19. En
particulier, il a ajouté la notion de «cas de rigueur» qui fait écho aux entreprises
fortement impactées par les mesures sanitaires. Cela concerne les entreprises dans
l'évènementiel, les forains, et les entreprises dans le secteur du voyage et du tourisme.
Le Parlement a mis en place des critères précis pour déterminer quelles entreprises
pouvaient être considérées comme des cas de rigueur. Pour être précis, l'entreprise
devait être saine avant la crise du Covid-19, ne pas avoir déjà bénéficié d'aides
fédérales, dans le cadre des mesures de soutien au sport et à la culture et avoir connu
une perte du chiffre d'affaire à hauteur de 40 pour-cent.
Début novembre, le Conseil fédéral a d'abord annoncé un aide à hauteur de CHF 400
millions (CHF 200 millions à la charge de la Confédération et CHF 200 millions à la
charge des cantons) pour ces cas de rigueur. Une procédure de consultation express a
été mise en route afin de permettre l'octroi de ces aides dès le mois de décembre.
Néanmoins, cette tranche de CHF 400 millions a reçu un accueil mitigé. La hauteur du
montant, la clé de répartition entre les cantons (basée sur la population et le poids
économique), la définition d'un cas de rigueur, le risque de concurrence déloyale entre
les cantons et les critères d'éligibilité (perte de 40% du chiffre d'affaire) ont été remis
en question dans la presse helvétique. 
Au final, après consultation, le Conseil fédéral a proposé une hausse de l'aide pour un
montant total de CHF 1 milliards. De plus, la liste des bénéficiaires a été élargies. Cette
mesure devrait être activée dès le début décembre 2020. Elle s'ajoute à la liste des
mesures prises pour alléger la facture de la crise du Covid-19. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.21 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Si le secteur du tourisme a été partiellement sauvé par les helvètes qui ont décidé de
voyager en Suisse cet été, tous les regards se sont rapidement tournés vers la saison
hivernale. Face à la deuxième, voire troisième vague, et étant donné les mesures de
quarantaine au niveau international, le sort des destinations touristiques hivernales
dépendra à nouveau des suisses et suissesses. Dans un premier temps, les cantons
alpins ont salué les mesures sanitaires liées à la deuxième vague. D'aucuns ont perçu la
prolongation de ces mesures jusqu'à la mi-décembre comme une stratégie pour
maintenir le taux d'infection au plus bas avant la période des Fêtes. Puis, dans un
deuxième temps, la fermeture des stations skis pour la période des Fêtes en
Allemagne, France et en Italie a placé la Suisse dans un imbroglio de politique
extérieure. En effet, la décision d'ouvrir les stations de ski, et de favoriser ainsi le
déplacement de population, a fait grincer des dents les pays de l'Union européenne.
Seule l'Autriche a prévu également une ouverture pour les Fêtes. Si le Conseil fédéral a
été mis sous pression par ses homologues européens, la décision d'ouverture ou de
fermeture des stations relève des cantons car la Suisse n'est plus en situation
extraordinaire. Néanmoins, le risque d'engorgement des hôpitaux, déjà mis sous
pression par le Covid-19, a été au cœur des débats. La saison de ski, qui devrait
commencer lors des Fêtes, demeure en point de suspension. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.11.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Strukturpolitik

Bei der sektoralen Strukturpolitik zeigten sich die Behörden bedeutend
zurückhaltender als bei der regionalen. Wohl profitierte die Bauwirtschaft nach wie vor
von den durch die Arbeitsbeschaffungsprogramme ausgelösten Aufträgen der
öffentlichen Hand; zu irgendwelchen Erklärungen über Besitzstandgarantien, wie diese
bereits 1975 vom Baugewerbe postuliert worden waren, liess sich die Regierung nicht
bewegen. Im Gegenteil bekannte sie sich eher zu der von Wissenschaftern und
Spitzenvertretern der Wirtschaft geäusserten Ansicht, dass die gegenwärtigen
Strukturkrisen voll durchzustehen seien, da sonst die Probleme der gefährdeten
Branchen nur auf einen späteren Zeitpunkt verschoben würden. Mehr als von der
Stützung gefährdeter Betriebe versprachen sich die Behörden von Massnahmen zur
Linderung sozialer Härten einerseits, von der Förderung von Diversifikations- und
Forschungsbestrebungen andererseits. Bereits konnten Grundzüge eines Konzepts für
die Gesundung der Uhrenindustrie von einer unter der Leitung des BIGA-Direktors J. P.
Bonny stehenden Arbeitsgruppe der Öffentlichkeit vorgestellt werden. Der
ausgearbeitete Plan sieht insbesondere die Gründung einer gemischtwirtschaftlichen
Gesellschaft zur Koordination und Unterstützung von Selbsthilfeaktionen vor; in diesem
Zusammenhang beklagte sich allerdings Bundesrat Brugger, dass gerade in der
Uhrenbranche ein bedauerliches Manko an Willen zu überbetrieblicher
Zusammenarbeit festzustellen sei. Im Rahmen der zweiten Arbeitsbeschaffungsaktion
hatte der Bund bereits einen Beitrag von CHF 2 Mio für die praxisorientierte Forschung
der Uhrenindustrie bewilligt, der in der Folge vom Kanton Neuenburg noch verdoppelt
worden war. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1976
HANS HIRTER

Immer mehr  Kantone versuchen, mit Wirtschaftsförderungsgesetzen die Errichtung
neuer Betriebe auf ihrem Gebiet zu begünstigen. In Neuenburg stimmte der Grosse Rat
oppositionslos einem entsprechenden Gesetz zu. Mit dem Einverständnis der
Landsgemeinde erhielt ebenfalls der Kanton Glarus ein Wirtschaftsförderungsgesetz. In
Basel-Land reichte die durch die Betriebschliessung der Firestone in Pratteln
aufgeschreckte Linke (SP und Gewerkschaften, bzw. POCH) gleich zwei Volksinitiativen
für eine aktive staatliche Industrieansiedelungspolitik ein. Die Regierung handelte
ebenfalls und legte dem Landrat einen eigenen Entwurf vor. Im Schaffhauser Parlament
war man sich über die Notwendigkeit der kantonalen Wirtschaftsförderung zwar einig;
da aber in verschiedenen Detailfragen keine Verständigung möglich war, scheiterte eine
von freisinniger Seite eingebrachte Motion. Im Kanton Solothurn stand die 1977
eingereichte Wirtschaftsförderungsinitiative der POCH zur Debatte. Die Regierung und
die Parlamentsmehrheit vertraten die Meinung, dass die bereits ergriffenen
Sofortmassnahmen ausreichend seien und dass sich zudem einige Forderungen des
Volksbegehrens (so zum Beispiel die Mitbestimmung der Arbeiter in staatlich
unterstützten Betrieben) kontraproduktiv auf die Schaffung neuer Arbeitsplätze
auswirken würden. Der Souverän lehnte die Initiative mit 13'896 Ja : 45'161 Nein deutlich
ab. 26
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Die beiden Interessenverbände für die Anliegen der Berggebiete, die «Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft für die Bergbevölkerung» (SAB) und die «Vereinigung Schweizer
Berggebiete» (VSB), fusionierten im Berichtsjahr. Die neu unter der Bezeichnung
«Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für Berggebiete» (SAB) auftretende Organisation
erhofft sich davon vermehrte Durchschlagskraft namentlich in den Fragen der Energie-
und der Verkehrspolitik. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.07.1988
HANS HIRTER

Damit konnte freilich die Opposition gegen die Patentgesetzrevision nicht vollständig
ausgeräumt werden. Anlässlich des Welternährungstags vom 19. Oktober kritisierte die
Entwicklungshilfe-Organisation «Erklärung von Bern» den Entwurf, weil mit derartigen
Gesetzen die Konzentration der Saatgutproduktion in der Ersten Welt weiterhin
gefördert und den Bauern der Dritten Welt der Zugang zu den neuen
Produktionsmitteln noch mehr verteuert und erschwert werde. Die Organisation drohte
mit dem Referendum, falls der bundesrätliche Entwurf vom Parlament verabschiedet
werden sollte. Die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft Gentechnologie (SAG), der
«Basler Appell», der WWF und die Organisation Nogerete schlossen sich der
Referendumsdrohung an. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1989
HANS HIRTER

En juin 2018, le Conseil fédéral a adopté un assouplissement de l'ordonnance sur le
matériel de guerre (OMG). Cette adaptation a engendré un débat explosif sous la
coupole fédérale lors de la session d'automne. Tous les groupes parlementaires ont
déposé des interpellations ce qui a donné lieu à un débat urgent. L'ensemble des partis
politiques, à l'exception de l'UDC et du PLR, se sont exprimés contre le projet.
Logiquement, la presse s'est emparée du débat. Des titres chocs comme "Des grenades
à main suisses en Syrie" ou "La Suisse classée 11ème pays exportateur d'armes" ont
fleuri dans la presse. A la fin des débats, les protagonistes opposés à la modification ont
fait planer la menace d'une initiative populaire sur le Conseil fédéral. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le débat sur l’exportation de matériel de guerre a continué de secouer la coupole
fédérale. D’abord, un rapport du Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a indiqué que
les entreprises suisses ont exporté pour environ 300 millions de francs de matériel de
guerre dans 61 pays. Il s’agit d’une augmentation de 17,6 pour cent par rapport à l’année
précédente. Puis, le fabricant d’avion Pilatus, établi dans le canton de Nidwald, a été
mis sous enquête pour soutien logistique à l’armée saoudienne. Avec l’actualité sordide
de l’assassinat du journaliste Jamal Kashoggi, cette information a fait à nouveau
exploser le débat sur l’exportation des armes. Au final, la mobilisation populaire
convertie en épée de Damoclès d’une initiative populaire a forcé le Conseil fédéral à
poser les armes. Le gouvernement a changé son fusil d’épaule et fait marche arrière sur
la modification de l’ordonnance sur le matériel de guerre. Ainsi, les exportations
d’armes vers les pays en conflit interne continueront d’être interdites. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.11.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Un peu plus d’un mois après son départ du Département fédéral de l’économie, de la
formation et de la recherche (DEFR), Johann Schneider-Ammann a vu la concrétisation
de son projet de Fonds d’innovation pour les start-ups et PME. La Swiss Entrepreneurs
Foundation (SwissEF) a pour objectif de lever 500 millions pour les start-ups
helvétiques. Grâce à une collaboration de nombreux acteurs économiques, notamment
La Mobilière, l’UBS et le Credit Suisse, ce fonds de capital-risque a été créé en respect
des critères rigides de l’Autorité de surveillance des marchés financiers (FINMA). Son
objectif est de permettre aux start-ups et PME helvétiques d’obtenir des fonds dans
leur phase d’adolescence afin que le savoir-faire et les emplois demeurent en Suisse
plutôt qu'ils ne s'exportent à l’étranger. 31
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Wirtschaftsordnung

Drastischer als alle wissenschaftlichen Analysen und Prognosen führten Katastrophen
wie der Reaktorunfall in Tschernobyl (UdSSR), der Chemiebrand bei Basel und das
Waldsterben der Öffentlichkeit und den politischen und wirtschaftlichen
Führungskräften vor Augen, dass sich auf die Dauer die Fortführung des bisherigen
weitgehend quantitativen Wirtschaftswachstums nicht mit dem Ziel der Erhaltung einer
einigermassen intakten Umwelt vereinbaren lässt. Die Diskussionen um das als optimal
erachtete Wirtschaftssystem entfernten siçh vom traditionellen Gegensatz zwischen
freier Marktwirtschaft und staatlicher Lenkung. Insbesondere bei der politischen
Linken und den Gewerkschaften, aber – zumindest ansatzweise – auch bei den
Unternehmern und den bürgerlichen Parteien setzte sich vermehrt die Erkenntnis von
der Notwendigkeit einer ökologisch orientierten Wirtschaft durch. Auf bürgerlicher
Seite war insbesondere nach der Chemiekatastrophe bei Basel eine Zunahme der
Einsicht in die Notwendigkeit staatlicher Regelungs- und Überwachungsfunktionen
spürbar (vgl. dazu die Voten von Nationalrat Feigenwinter (cvp, BL) und Nationalrat
Bremi (fdp, ZH) anlässlich der Parlamentsdebatte. Ob dieses Ziel mit
marktwirtschaftlichen Steuerungsmitteln, wie beispielsweise der Internalisierung
externer Kosten (Verursacherprinzip), oder mit staatlichen Verboten erreicht werden
kann, wird zunehmend von einer Prinzipien- zu einer blossen Zweckmässigkeitsfrage. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.1986
HANS HIRTER

In ersten Reaktionen wurde das Bestreben anerkannt, eine umfassende Gesamtschau
vorzunehmen und zum Teil neue, zum Teil bekannte, jedoch heftig umstrittene
Massnahmen vorzuschlagen. Kritisiert wurde hingegen, insbesondere von
Unternehmerseite, dass das Bemühen der pluralistisch zusammengesetzten
Expertengruppe um Einstimmigkeit sich in einer Vielzahl von widersprüchlichen
Postulaten niederschlage. So etwa, wenn einerseits die Erweiterung des persönlichen
Handlungsspielraums gefordert und andererseits staatliche Lenkungsmassnahmen
zugunsten des Umweltschutzes befürwortet werden. Der Bundesrat nahm vom Bericht
Kenntnis und bezeichnete ihn als wichtige Anregung für seine zukünftige Politik. Er
setzte im weitern eine interdepartementale Arbeitsgruppe ein, die überprüfen soll,
welche konkreten Massnahmen sich als Konsequenz aus den Ergebnissen der Studie für
den Bund aufdrängen. Mit der Überweisung eines Postulats Longet (sp, GE) forderte der
Nationalrat die Regierung zu einer ausführlichen Stellungnahme und zur Vorlage eines
Zeitplans für die zu ergreifenden Massnahmen auf. Der Nationalrat regte mit einem
Postulat (Po. 85.230) die vermehrte Anwendung marktwirtschaftlicher Instrumente
(namentlich Lenkungsabgaben) in der Umweltschutzpolitik an 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1986
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Deux sondages d'opinion ont révélé que les Suisses sont particulièrement conscients
du problème que pose la protection de l'environnement; 71 pour cent des personnes
interrogées considéraient que cet objectif politique était le plus important. Les avis
devenaient plus réservés lorsque l'on prenait en considération les coûts des mesures
de protection de l'environnement. 86pour cent se sont prononcés en faveur d'un
accroissement des efforts dans ce domaine. Cependant une minorité de 47 pour cent
seulement était prête à accepter des sacrifices d'ordre financier. La Suisse romande,
avec 27 pour cent, se situait même nettement au-dessous de la moyenne. Malgré cela,
les sympathisants des trois plus grands partis gouvernementaux estimaient que leurs
représentants politiques ne s'employaient pas suffisamment à rechercher une solution
à ce problème. 58 pour cent des sympathisants du PS étaient satisfaits des prestations
de leur parti dans ce domaine; c'était le cas de 48 pour cent des électeurs du PDC et de
38 pour cent de ceux du PRD. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1980
FRANÇOIS DA POZZO
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Angesichts der Probleme beim Vollzug des Umweltschutzgesetzes gewann das Prinzip
von Lenkungsabgaben vermehrt Beachtung. Mit materiellen Anreizen bzw. Strafsteuern
soll dabei der Akzent in der Umweltpolitik von Geboten und Verboten auf
marktwirtschaftliche Lösungen verlagert werden. Dieses bisher v.a. vom LdU
propagierte Instrument wurde im Berichtsjahr auch in der FDP intensiv diskutiert.
Während ein Teil der Freisinnigen sich für Lenkungsabgaben stark machte, kündigte der
Gewerbeverband seine entschiedene Opposition an. Der Bundesrat seinerseits
äusserte sich ablehnend zu einer generellen Umweltabgabe, wie sie von einer Motion
der LdU/EVP-Fraktion gefordert wird. Hingegen ist verwaltungsintern die Prüfung der
Möglichkeiten ihres gezielten Einsatzes im Gange. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Diese für die politische Linke und die Gewerkschaften völlig indiskutablen Vorschläge,
welche sie als Rückfall ins urkapitalistische 19. Jahrhundert und als letztlich
wirtschaftsfeindlich taxierten, da damit der soziale Friede - einer der Haupttrümpfe
des Wirtschaftsstandortes Schweiz - vergiftet würde, stiessen auch bei den Vertretern
der bedeutendsten Wirtschaftspartei, der FDP, mehrheitlich auf Ablehnung.
Insbesondere distanzierten sich deren Vertreter in der Landesregierung, die
Bundesräte Delamuraz und Villiger, ganz dezidiert vom Gedankengut, dass dem
"Weissbuch" zugrunde liegt, obgleich auch sie einräumten, dass ein weiterer Ausbau
der Sozialpolitik nur mit der grössten Zurückhaltung angegangen werden dürfe. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.1995
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Neben den drei grossen Regierungsparteien, deren Platz im bundespolitischen
Spannungsfeld weitgehend vorgezeichnet ist, bekundet die Schweizerische Volkspartei
(SVP) noch Mühe, ihren Standort zu definieren. So gelang es der Programmkommission
nicht, neben den schon 1977 genehmigten Grundsätzen und den kurzfristigen
Aktionsprogrammen auch eine neue «Parteiphilosophie» ausarbeiten zu lassen. Die
beauftragte Arbeitsgruppe beschränkt sich deshalb einstweilen auf Einzelprobleme. Für
die Praxis legte Parteipräsident Hofmann Wert auf eine über blosse Zusammenarbeit
hinausgehende Gemeinschaft der bürgerlichen Fraktionen der Bundesversammlung. 

Im Kanton Zürich trat die SVP mit besonderer Härte gegenüber den Jugendunruhen
hervor: so verlangte sie die Bekanntgabe der Namen von wiederholt verhafteten
«Randalierern», und in der Hauptstadt forderte sie Stadtpräsident Widmer (ldu) zum
Rücktritt auf. Es konnte deshalb überraschen, dass sich die Berner Stadtpartei auf die
Gemeindewahlen hin links vom Freisinn zu profilieren versuchte.

Im Südjura gelang es, die 1978 eingetretene Spaltung zu überwinden; der militante
Antiseparatist Paul Gehler wurde durch die Wahl zum Ehrenpräsidenten des
Landesteilverbandes versöhnt. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1980
PETER GILG

Nicht nur ein schärferes Profil, sondern eine neue Identität suchte man weiterhin in
der Sozialdemokratischen Partei (SP), die in den letzten Jahren noch ernstere
Wahlverluste erlitten hat als die CVP. Dabei kam neben den beiden antagonistischen
Flügeln, dem traditionell gewerkschaftlich-sozialpolitischen und dem von den neuen
Bewegungen inspirierten «grünen», auch eine Tendenz zum Ausdruck, welche die
Partei auf einen pragmatischeren Kurs zu führen strebt. Indem sie auf die Bedürfnisse
der Marktwirtschaft eingeht, möchte sie gerade dem kleineren Unternehmertum
gegenüber das Image der Wirtschaftsfeindlichkeit abstreifen. Den Kontakt mit einem
dynamischen Unternehmertum suchte auch eine Studientagung über die neuen
Technologien zu fördern, die von der Präsidentin der Wirtschaftskommission der SPS, L.
Uchtenhagen, organisiert wurde, an der aber mit den Referenten N. Hayek und P.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1985
PETER GILG
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Arnold eher die Optik der Grosskonzerne vertreten war. Parteipräsident H. Hubacher
forderte seinerseits dazu auf, den Gegebenheiten mehr Rechnung zu tragen. Da die
Bevölkerung sich in der Schweiz trotz aller Kritik im Grunde doch wohl fühle, müsse
man in der Opposition Mass halten und sich von allzu radikalen Tendenzen – wie etwa
einer prinzipiellen Armeegegnerschaft – abgrenzen. Für eine Abgrenzung gegenüber
sozialistischen Diktaturen, Bürokratie und utopischen Fixierungen plädierte auch der
Genfer Nationalrat R. Longet. Im Sinne der ökologischen Tendenz und zugleich einer
praxisnahen Parteitätigkeit gab das Zentralsekretariat ein Handbuch über Umwelt-,
Energie- und Verkehrsfragen heraus, das Kommunalpolitikern Informationen und
Anregungen bieten soll. 38

Ende Januar verabschiedete die SP ihre Europa-Plattform, in welcher sie den raschen
Beitritt zur EU forderte. Die Schweiz sei historisch und kulturell ein Teil Europas und
müsse in Europa mitbestimmen können. Sie erwarte vom Bundesrat eine
Wiederaufnahme des Beitrittsgesuchs unmittelbar nach der Volksabstimmung zu den
bilateralen Verträgen. Die Beitrittsverhandlungen sollten bis 2003 abgeschlossen
sein. 39

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

An der ersten Delegiertenversammlung des Jahres kritisierte Steinegger den weit
verbreiteten Populismus bei der SVP. Deren Protagonisten würden eine
fundamentalistische „Freund-Feind-Politik“ betreiben und sich als Retter der
Bürgerlichkeit aufschwingen. An der linken politischen Kultur kritisierte Steinegger die
kategorische Ablehnung des Neoliberalismus. 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

In einem Radio-Interview beschuldigte Georg Kreis, Basler Historiker und Präsident der
Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus, die SVP, indirekt den
Rechtsextremismus zu fördern. Diese Kritik an der SVP wurde auch international
geäussert. Bereits zu Jahresbeginn hatte der Europarat einen Bericht seiner
Kommission für politische Angelegenheiten zur Bedrohung der Demokratie durch
extremistische Parteien und Bewegungen genehmigt. Darin wurden der SVP
gemeinsam mit Haider’s Freiheitlicher Partei Österreichs und Le Pen’s Front National in
Frankreich die Begünstigung rassistischer und fremdenfeindlicher Ideen und
Gewaltakte vorgeworfen. Nationalrat Reimann (AG), Mitglied der Europaratsdelegation
der Schweiz, vermutete hinter dieser Angelegenheit einen weiteren Schachzug der SP
gegen seine Partei: Präsidiert hatte die Kommission nämlich der ehemalige SP-
Nationalrat Victor Ruffy. Dagegen lobte SVP-Nationalrätin und
Europaratsdelegationsmitglied Lisbeth Fehr (ZH) die Arbeit ihres Delegationsgefährten
Nationalrat Andreas Gross (sp, ZH), der weitaus schwerwiegendere Passagen des
Berichtes in der Kommission erfolgreich bekämpft hätte. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im September flackerten die Wirren um rechtsextreme Personen in der SVP erneut
auf. Trotz Rücktrittsaufforderungen war der ehemalige Genfer Parteisekretär Pascale
Junod noch immer aktiv am Parteileben beteiligt. Die Parteileitung beschloss nun, den
Kontakt zur Genfer Sektion zu intensivieren. Im Kanton Uri wurde dem Sekretär einer
Ortssektion der Austritt nahegelegt, weil er sich am Skinhead-Aufmarsch bei der
Nationalfeier auf dem Rütli beteiligt hatte. Der Vorschlag von Bundesrat Ogi, die SVP
nach rechtsextremen Elementen systematisch zu durchkämmen, wurde aber erneut
zurückgewiesen. 42

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Vorfeld des Weltwirtschaftsforums in Davos und des Weltsozialforums in Porto
Alegre (Brasilien) plädierten die Sozialdemokraten für eine Globalisierung der
Gerechtigkeit. Sie seien nicht gegen die Globalisierung, doch gehe es nicht nur um den
weltweiten Export von Gütern, sondern auch um den Export von Menschenrechten,
demokratischer Teilnahme und wirtschaftlicher Gerechtigkeit. Die SP verurteilte die
Kriegsdrohungen der USA gegenüber dem Irak und begrüsste die Haltung des
Bundesrates, der die USA in Davos an ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen erinnern
wollte; nur solle der Bundesrat nicht nur Davos, sondern auch Porto Alegre als
offizielles Forum nutzen. 43

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.01.2003
MAGDALENA BERNATH
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Im Februar forderte die SVP Steuersenkungen, um den Konsum und damit die
Wirtschaft anzukurbeln. Es dürfe nicht sein, dass der Durchschnittsverdiener während
über sechs Monaten nur für den Staat arbeite. Fraktionschef Caspar Baader (BL)
verlangte, das Steuerpaket auf Anfang 2004 in Kraft zu setzen. Sollte die Vorlage zum
Minipaket verkümmern oder verzögert werden, erwäge die SVP eine Volksinitiative
„Steuersenkungen für den Mittelstand“. 44

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.02.2003
MAGDALENA BERNATH

Die 1.-August-Rede von Parteipräsidentin Christiane Langenberger wirbelte etwas
Wahlkampfstaub auf: Langenberger forderte zwar nicht direkt die Aufnahme von EU-
Beitrittsverhandlungen, wies aber darauf hin, dass die Schweiz ihrem europäischen
Schicksal nicht sehr lange entgehen könne und prangerte die wirtschaftlichen Folgen
des Alleingangs, vor allem die Ablehnung des EWR, an. 45

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.08.2003
MAGDALENA BERNATH

Als der Vatikan die christlichen Parteien aufforderte, Bestrebungen zur Legalisierung
von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften zu bekämpfen und Bischof Kurt Koch eine
Christentum-Verträglichkeitsprüfung anregte, verwahrte sich die CVP-Spitze gegen
diese Einmischung mit dem Argument, die CVP sei eine überkonfessionelle Partei. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.08.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer gerieten der Solothurner Regierungsrat Roberto Zanetti und die
Baselstädtische Ständerätin Anita Fetz wegen ihrer Mitgliedschaft im Stiftungsrat der
gemeinnützigen Stiftung Pro Facile unter Beschuss, als sich herausstellte, dass ein Teil
der Darlehen, welche der Stiftung gewährt worden waren, in hochriskante Hedge-Fonds
flossen und dass die beiden SP-Politiker Wahlkampfspenden von mehreren
zehntausend Franken von Pro Facile entgegen genommen hatten. Die SP-
Geschäftsleitung und die Vertreter der Kantonalparteien einigten sich darauf, es
letzteren frei zu stellen, wie sie mit Spendengeldern umgehen wollten, für die Wahlen
2007 aber Richtlinien zu erlassen. 47

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Die SVP-Bundeshausfraktion forderte ihre Mitglieder dazu auf, künftig auf gegenseitige
Verunglimpfungen zu verzichten. Sie reagierte damit auf eine Kolumne des Zürcher
Nationalrats Christoph Mörgeli, in der dieser Bundesrat Schmid Charakterschwäche
vorgeworfen hatte. Um dem Dissens innerhalb der Partei bezüglich
Personenfreizügigkeitsabkommen Rechnung zu tragen (mehr als ein Drittel der Fraktion
befürwortete die Vorlage), beschloss sie, dass ihre Mitglieder an Podien nicht
gegeneinander antreten und keine eigenen Abstimmungskomitees gründen sollten.
Stattdessen sollten sie sich in überparteilichen Komitees engagieren. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Um nach internen Gehässigkeiten im Zusammenhang mit der Volksabstimmung über die
Personenfreizügigkeit die Reihen wieder zu schliessen, verabschiedeten die SVP-
Delegierten an einem Sonderparteitag in Suhr (AG) einstimmig ein Grundsatzpapier mit
zehn europapolitischen Forderungen. Darin verlangten sie den sofortigen Rückzug des
Beitrittsgesuches und lehnten jegliche Kohäsionszahlungen an die EU ab – inklusive der
vom Bundesrat bereits in Aussicht gestellten einmaligen Zahlung an die neuen,
osteuropäischen EU-Mitglieder. Künftige bilaterale Verträge mit der EU wolle die SVP
mit dem Referendum bekämpfen, wenn sie durch diese die Souveränität des Landes
bedroht sähe. 49

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Anfang März trat das gespannter gewordene Verhältnis der CVP zur katholischen
Kirche deutlich in kritischen Stellungnahmen von Kirchenvertretern zutage. In
wichtigen politischen Fragen hatte die CVP zuletzt Positionen vertreten, die denjenigen
der Kirche zuwider liefen, so beim Partnerschaftsgesetz, der Stammzellenforschung,
der Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten und den Asyl- und Ausländergesetzen. 50

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.03.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Im April stellte die SVP ein „Schwarzbuch“ vor, in dem sie unter dem Motto „Wenn Rot-
Grün gewinnt, geht die Schweiz kaputt“ die Verfehlungen der linken Parteien aus ihrer
Sicht aufzählte. Diese trügen die Verantwortung für Masseneinwanderung,
Staatsverschuldung und Probleme im Sozialwesen. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.04.2007
SABINE HOHL

Im August hielt die SP einen „Städtegipfel“ in Basel ab, an dem sie eine bessere
Vertretung der Städte im Ständerat forderte. Konkret verlangte sie zwei Ständeratssitze
pro Stadt mit mehr als 100'000 Einwohnern und einen pro Stadt mit mehr als 50'000
Einwohnern. Dies würde zu einer Erweiterung des Ständerates um 15 Sitze führen. Die
SP begründete diesen Vorschlag mit der Veränderung der demografischen Verhältnisse.
Heute lebten wesentlich mehr Bürgerinnen und Bürger in grossen Städten als zur Zeit
der Gründung des Bundesstaats und die urbanen Regionen verdienten deshalb ein
grösseres politisches Gewicht. 52

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.08.2007
SABINE HOHL

Am 6. Oktober führte die SVP eine grosse Veranstaltung in Bern durch. Ein Umzug mit
Christoph Blocher an der Spitze hätte vom Bärengraben zum Bundesplatz führen
sollen, wurde aber von militanten Linksautonomen, die an einer unbewilligten
Gegendemonstration teilgenommen hatten, verhindert. Zudem wurde die
Festinfrastruktur der SVP auf dem Bundesplatz bei Ausschreitungen zerstört. Die SVP
bezeichnete es als „Schande“, dass die grösste Partei der Schweiz nicht unbehelligt
einen Umzug zum Bundesplatz durchführen könne. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.2007
SABINE HOHL

Im Oktober äusserte die SP Kritik am staatlichen Rettungspaket für die von der
Finanzkrise stark betroffene Grossbank UBS. Levrat forderte die Gründung einer
Auffanggesellschaft durch Bund und Kantone, welche die Bank mit Kapital versorgen
und dafür umgekehrt UBS-Aktien erhalten solle. Das Darlehen der Nationalbank an die
UBS im Umfang von 60 Mia Fr. sei zudem zu hoch. Die SP forderte weiter strengere
Eigenkapitalvorschriften für Banken und ein Verbot risikotreibender Boni. 54

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.10.2008
SABINE HOHL

Aufsehen erregte im Februar ein vom SVP-Strategen Christoph Blocher vorgelegtes
Konzept zur Neustrukturierung der Banken. Blocher schlug vor, dass die Banken ihre
Aktivitäten im In- und Ausland in voneinander unabhängigen Tochtergesellschaften
wahrnehmen sollen, die einander im Krisenfall nicht beistehen müssten. Zudem vertrat
er die Ansicht, dass bei staatlich unterstützten Banken ein Salärsystem wie bei den
bundesnahen Betrieben SBB und Post eingeführt werden und ein Bundesvertreter im
Verwaltungsrat Einsitz nehmen sollte. Blocher begründete seine Vorschläge damit, dass
der Staat in Not geratene Banken faktisch habe retten müssen, weshalb es auch
gerechtfertigt sei, dass der Staat ein Mitspracherecht erhalte. Diese Ansicht stiess
innerhalb der SVP auf Widerstand, etwa bei Nationalrat Hans Kaufmann (ZH). Die SVP
hielt daraufhin eine „kontradiktorische Medienkonferenz“ ab, an der beide Seiten ihre
Standpunkte darlegen konnten. 55

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.02.2009
SABINE HOHL

Im Juni kündigte die CVP an, auf eine bereits zugesagte Parteispende der Grossbank
UBS zu verzichten. Parteipräsident Christophe Darbellay hatte die Spende zunächst
annehmen wollen, musste jedoch nach öffentlicher Kritik zurückkrebsen. Die CVP will
nun so lange keine Parteispenden von der UBS annehmen, wie diese staatliche
Unterstützung erhält. 56

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.06.2009
SABINE HOHL

Dass die Partei die Geduld mit den Banken verliert, zeigte sich auch wenige Tage nach
der Weissgeld-Diskussion. Der Parteivorstand empfahl den Aktionären der Grossbank
Crédit Suisse, den Vergütungsbericht an der Generalversammlung abzulehnen. Damit
sollte ein Zeichen gegen die hohen Boni gesetzt werden. 57

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2010
MARC BÜHLMANN
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An der Delegiertenversammlung vom Mai in Näfels wiederholte die SVP ihr Vorbehalte
gegen Schengen. Sie forderte ein Moratorium für weitere Anpassungen an den
Schengen-Rechtsstand. Es soll sogar eine Kündigung des Abkommens geprüft werden.
Ebenfalls kritisiert wurde der lasche Umgang der Behörden mit Sans-Papiers. 58

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.05.2010
MARC BÜHLMANN

Eine Debatte innerhalb der Bundeshausfraktion löste das Verwaltungsratsmandat von
Ex-Bundesrat Moritz Leuenberger der Baufirma Implenia aus. Als Verkehrsminister
hatte Leuenberger die NEAT zu betreuen, an deren Erstellung die Implenia
massgeblichen Anteil hatte. Während dem Ex-Magistraten auf der einen Seite
mangelndes Fingerspitzengefühl, mangelnde Sensibilität und sogar Unanständigkeit
vorgeworfen wurde, wollte sich die andere Seite nicht in die persönlichen
Angelegenheiten des Ex-Ministers einmischen. Die Fraktion beschloss schliesslich
Leuenberger zu rügen und ihn zu einem Verzicht aufzufordern. 59

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2010
MARC BÜHLMANN

Beim Start in die Frühlingssession Anfang März wollte sich die SP als Partei der
Mieterinnen und Mieter profilieren. Sie forderte, dass dem Trend steigender Mieten
und der dadurch drohenden „Sozial-Apartheid“ Einhalt geboten werden müsse.
Aufgrund von Immobilienspekulation und der Einwanderung gut ausgebildeter
Arbeitskräfte in die Schweiz seien die Mieten in Städten und Agglomerationen in den
letzten zehn Jahren um fast 60% angestiegen. Mit der Schaffung spezieller Wohnzonen
für Familien in Städten, der Nutzung von Industriebrachen für gemeinnützigen
Wohnungsbau und einer Verstärkung des Mieterschutzes wollen die Sozialdemokraten
erschwinglichen Wohnraum für alle erwirken. Darüber hinaus soll eine
Grundstückgewinnsteuer eingeführt werden, um Spekulationsgewinne abzuschöpfen. 60

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.03.2011
MARC BÜHLMANN

Zum 100-jährigen Jubiläum des Internationalen Tags der Frau am 8. März verteilten die
FDP-Frauen an 400 Unternehmen und an Bundesrat Schneider-Ammann rote
Teppichreste, an welche die Forderung geheftet war, den Zugang für Frauen in die
Teppichetagen zu fördern. Eigentlich sei man als Liberale gegen Quoten, bei lediglich
3% Frauenanteil in den Geschäftsführungen der wichtigsten Schweizer Unternehmen
müsse man sich aber Massnahmen zur raschen und effizienten Frauenförderung
überlegen. 61

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.03.2011
MARC BÜHLMANN

In der Verkehrspolitik nahm die SVP eine strassenfreundliche Haltung ein. An der
Delegiertenversammlung in Lugano warnte Ulrich Giezendanner (AG) vor einem
drohenden Verkehrsinfarkt, weil es die bisherige Politik verpasst habe, ins Schweizer
Strassennetz zu investieren. Die Bahn könne den Gütertransport nicht alleine
bewältigen. 62

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.03.2011
MARC BÜHLMANN

In der Energiepolitik blieb die SVP lange Zeit still. So war etwa die AKW-Frage an der
Delegiertenversammlung Ende März in Lugano kein Thema. Die erfolgreichen kantonalen
Wahlen in Zürich nahm Parteipräsident Brunner zum Anlass, einen Fukushima-Effekt in
Abrede zu stellen, zumindest was die SVP anbelange, die sich für innenpolitisch
wichtigere Themen engagiere. Kurz darauf versuchte die Volkspartei, die Atomfrage mit
ihrem Kernthema Migrationspolitik zu verknüpfen: Wenn die Einwanderung weiterhin
ungebremst weitergehe, so komme man um den Bau weiterer AKWs nicht herum.
Verschiedene Parteiexponenten warnten vor einem unüberlegten Ausstieg und der
Unmöglichkeit eines Verzichts auf Atomstrom. 63

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.04.2011
MARC BÜHLMANN

Indem er für seinen „modernen Rütli-Rapport“ zur Beschwörung der schweizerischen
Unabhängigkeit keine Bewilligung eingeholt hatte, widersetzte sich der Zentralvorstand
der SVP der Benutzerordnung des Rütli. Diese von der zuständigen Schweizerischen
Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) aufgestellte, rechtlich aber nicht bindende
Regelung sieht vor, dass eine Veranstaltung mit mehr als 50 Personen auf der Rütli-
Wiese bewilligt werden muss. Dabei wird Parteien grundsätzlich keine Bewilligung
erteilt, was ein paar Wochen zuvor bereits die CVP erfahren hatte. SVP-Bundesrat
Maurer, der eine Rede über General Guisan vorbereitet hatte, präzisierte, dass er seine
Meinung überall ausdrücken wolle, ohne vorher um Erlaubnis zu fragen. Er widersetzte

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.06.2011
MARC BÜHLMANN
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sich der Weisung und hielt den Kaderrapport wie geplant ab. Die SGG reagierte mit
grossem Befremden und verlangte eine offizielle Entschuldigung. Die Regierungspartei
würde ein verfehltes Beispiel abgeben und die Hemmschwelle für andere politische
Gruppen senken, so etwa Rechtsradikale, das Rütli ungebührlich zu instrumentalisieren.
Die SVP verweigerte eine Entschuldigung und forderte ihrerseits eine Öffnung des Rütli
für Parteien. 64

In Anbetracht der zunehmenden Christenverfolgung in Ländern des arabischen Raums
schlug die CVP vor, Entwicklungshilfe zukünftig von der Beachtung von
Menschenrechten und Religionsfreiheit abhängig zu machen. Länder, in denen
Christen verfolgt würden, wie beispielsweise Ägypten, Pakistan oder Afghanistan sollten
keine Entwicklungsgelder mehr erhalten. 65

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.07.2011
MARC BÜHLMANN

Mit der Forderung eines Revitalisierungsprogramms, das eine Rationalisierung der
Bundesbetriebe, die Senkung der Strompreise und die Reduktion von Steuern
verlangte, nahm die SVP Stellung in der Diskussion um den starken Franken. Zudem
solle der Mehrwertsteuersatz für die Tourismusbranche von 3,8% auf 1% gesenkt
werden. 66

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.08.2011
MARC BÜHLMANN

Anders als vor vier Jahren war die Medienresonanz auf die Wahlkampagne der SVP
insgesamt gering. Hatten die Schäfchenplakate bei den Wahlen 2007 noch zu einem
riesigen, der Partei zu Gratiswerbung verhelfendem Medienecho geführt, wurden die
Plakate zur Masseneinwanderungsinitiative medial kaum debattiert. Einzige Ausnahme
stellte das so genannte „Schlitzerplakat“ dar, auf dem die Messerattacke eines
Kosovaren auf einen Schweizer als „Folge der unkontrollierten Masseneinwanderung“
dargestellt wurde. Der gewählte Plakattitel „Kosovaren schlitzen Schweizer auf“ musste
auf Druck einiger Medien – zahlreiche weigerten sich, das Inserat überhaupt abzubilden
– in „Kosovare schlitzt Schweizer auf“ geändert werden. Auch die Schweizer
Bischofskonferenz protestierte gegen das Inserat und sprach in einem Communiqué
von „gotteslästerlicher Menschenverachtung“. 67

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.08.2011
MARC BÜHLMANN

Die CVP thematisierte im Weiteren den Hooliganismus im Sport. In einem
Positionspapier forderte sie ein härteres Vorgehen gegen randalierende Sportfans und
eine verbindlichere Haltung der Swiss Football League: Bei Ausschreitungen oder dem
Abbrennen von Pyros sollten Spiele konsequent abgebrochen oder erst gar nicht
angepfiffen werden. Die Sportvereine müssten mehr Verantwortung übernehmen und
Ziel müsse ein nationales Gesetz zum Hooliganismus sein. 68

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.08.2011
MARC BÜHLMANN

Uneinig war man sich in der CVP bei der Militär- und Sicherheitspolitik. CVP-Stände-
und Nationalräte beurteilten Fragen wie die Höhe der Verteidigungsausgaben, die
Grösse der Armee und den Zeitpunkt für die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge
äusserst unterschiedlich. Parteipräsident Darbellay ärgerte sich öffentlich über die
„Armeefreunde“ in der kleinen Kammer, die für eine Aufstockung des Budgets und eine
rasche Beschaffung der Flugzeuge votierten, nachdem sich die Partei in ihrer
Wahlplattform für eine schlanke Armee ausgesprochen hatte. Schliesslich sorgten im
Herbst dann aber auch rund drei Viertel der CVP-Nationalräte dafür, dass dem höheren
Armeebudget zugestimmt wurde. 69

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2011
MARC BÜHLMANN

Eine aktivere Industriepolitik forderten die Genossen an ihrer Delegiertenversammlung
Anfang April in La Chaux-de-Fonds. Die Nationalbank wurde aufgefordert, die
Frankenuntergrenze auf 1.40 CHF anzuheben. Andernfalls solle die Vollbeschäftigung als
Ziel der Währungspolitik im Gesetz verankert werden. 70

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.04.2012
MARC BÜHLMANN
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Ende Juli bekräftigte die SP ihre Opposition gegen den Bau einer zweiten
Gotthardröhre. Dieser würde in eine verkehrspolitische Sackgasse führen und sei eine
Sabotage an der Verlagerungspolitik. Um den Gotthardtunnel sanieren zu können,
müssten vielmehr Autoverladestationen und eine rollende Landstrasse eingerichtet
werden. 71

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.07.2012
MARC BÜHLMANN

An der Delegiertenversammlung in Basel Ende August äusserte sich die Parteispitze zur
Sicherheitspolitik. Angeprangert wurden die Kriminalität von Asylbewerbern und der
lasche Umgang der Polizei und der Justiz damit. Statt auf Sicherheit zu setzen, würde
die Staatstätigkeit ausgedehnt. Zudem dauerten Asylverfahren viel zu lange. Auf den
arabischen Frühling müsse in der Schweiz ein Winter der Sicherheit folgen. 72

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.08.2012
MARC BÜHLMANN

Eine Frauenquote per Gesetz forderten die FDP-Frauen anlässlich eines Treffens
Anfang September. Zwar sei man nach wie vor gegen Etatismus, der Staat müsse aber
eingreifen, wenn die Chancengleichheit faktisch nicht existiere, erklärte die Präsidentin
der FDP-Frauen Carmen Walker-Späh (ZH). In zwei Schritten soll der Frauenanteil in
den Kaderstellen angehoben werden: Vorangehen sollen erstens die öffentlichen
Verwaltungen und die bundesnahen Betriebe. Zweitens sollen börsenkotierte
Unternehmen, falls freiwillige Massnahmen nicht fruchten, verpflichtet werden können,
eine zeitlich befristete Quote einzuführen. 73

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2012
MARC BÜHLMANN

Auch im Berichtsjahr hatte die SVP Probleme mit rechtsextremistischen Äusserungen
von Personen im Dunstkreis der Volkspartei. So waren etwa Ende Februar auf der
Homepage der Kommunalsektion Widen (AG) in Text verpackte, aber durch
Hervorhebung erkennbare rassistische Slogans aufgeschaltet worden. Ein SVP-
Grossratskandidat in Solothurn sowie ein Mitglied einer Zürcher Lokalsektion machten
Anfang Juni mit xenophoben Aussagen auf sich aufmerksam. Die WoZ fand Ende Juni
einen Zusammenhang zwischen dem Thurgauer Grossrat Hermann Lei und der
Internetseite www.adolf-hitler.ch. Mitte September musste der Präsident der SVP-
Ortssektion Schwyz aufgrund eines rassistischen Facebook-Eintrages sein Amt
niederlegen und aus der Partei austreten. Ende Berichtjahr entgleiste ein
Vorstandsmitglied der SVP Steffisburg (BE) mit einem wüsten Facebook-Kommentar
gegen die Befürworter des Plastiksack-Verbots (vgl. dazu oben, Teil I, 6d; Abfälle). Auch
gegen den Zürcher Kantonalpräsident Alfred Heer, der sich in einer Fernsehsendung
abschätzig über nordafrikanische Asylbewerber geäussert hatte, wurde eine
Strafanzeige eingereicht. Kritiker warfen der Partei mangelnde Sensibilität, naive
Geschichtsblindheit und eine zu wenig harte Linie gegen rechtsextreme
Parteimitglieder vor. Generalsekretär Martin Baltisser rief mit einem offenen Brief via
Homepage die Ortssektionen zu mehr Verantwortung auf. Rassistische und
fremdenfeindliche Aussagen würden in der SVP nicht toleriert. Fehlbare Personen
würden aus der SVP ausgeschlossen. In der Presse wurde argumentiert, dass die SVP die
Geister, die sie mit der Integration der Parteien am rechten Rand gerufen habe, nun
nicht mehr loswerde. Das rechtsextreme Gedankengut sei nicht einfach verschwunden.
Die Radikalisierung am rechten Rand sei aber auch auf die Politik der SVP
zurückzuführen. 74

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.09.2012
MARC BÜHLMANN

Eine markante Verschärfung der Gesetze forderte die FDP in der Sicherheitspolitik.
Bisher Domäne der SVP, wollte die FDP auch in diesem Politikfeld Präsenz markieren.
Mit Schnellverfahren gegen Kleinkriminelle, einer Aufstockung der Polizeicorps,
härteren Urteilen gegen Drogenkriminelle und einer Erhöhung der Gefängnisstrafen
wollen die Freisinnigen die steigende Kriminalität in den Griff bekommen. In einer
Medienpräsentation zeichneten die beiden in ihren Kantonen für die Sicherheit
zuständigen Regierungsräte Jacqueline de Quattro (VD) und Pierre Maudet (GE) sowie
Nationalrat und Stadtpräsident von Solothurn Kurt Fluri ein düsteres Bild von der
Sicherheitslage in der Schweiz. Problem seien insbesondere die laschen nationalen
Gesetze. Nur mit Repression und einer härteren Gangart durch die Justiz könne die
Sicherheit im Land verbessert werden. 75

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.10.2012
MARC BÜHLMANN
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Die SP-Frauen beschlossen aufgrund einer Online-Befragung, in Zukunft auch Männer
in die Frauenorganisation aufzunehmen. Männer, die sich für Gleichstellungsthemen
engagierten, würden nicht nur willkommene Inputs liefern, sondern sollen in Zukunft
auch mitentscheiden können. Zudem diskutierten die Frauen öffentlich über mögliche
Volksinitiativen, mit denen die Geschlechtergleichheit verbessert werden soll – etwa
mit Hilfe einer nationalen Behörde, welche die Lohngleichheit überwacht, mit Hilfe von
zusätzlichen Krippenplätzen oder mit verbindlichen Frauenquoten. 76

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.04.2013
MARC BÜHLMANN

Im Falle der unbedarften Aussage der Aargauer Grossrätin und CVP-
Kommunikationsleiterin Marianne Binder bei einer Diskussionssendung in einem
regionalen Fernsehen zeigte sich der Parteivorstand der SVP kulant. Binder hatte die
Politik der Volkspartei mit derjenigen von Pol Pot, dem kambodschanischen Diktator,
verglichen. Obwohl empörte SVP-Mitglieder rechtliche Schritte gefordert hatten,
forderte die Parteileitung Binder lediglich dazu auf, für ihre „antidemokratische
Äusserung“ in Form einer Spende Abbitte zu leisten. Man wolle den politischen Gegner
mit Diskussionen schlagen und nicht vor dem Staatsanwalt, so die SVP. Binder kam der
Bitte nach und spendete für die Kinderspitäler von Beat Richner in Kambodscha. 77

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.05.2013
MARC BÜHLMANN

Bei der Lancierung der Ausschaffungsinitiative 2011 hatte ein provokatives Inserat der
SVP-Kampagne die Gemüter erregt. Einige Zeitungen weigerten sich sogar, die Annonce
mit der Unterschrift „Kosovaren schlitzen Schweizer auf!“ abzudrucken. Zwei Kosovaren
aus dem Kanton Zürich erstatteten in der Folge Strafanzeige wegen Verstosses gegen
die Antirassismus-Strafnorm. Die Staatsanwaltschaften der Kantone Zürich und Bern
hatten sich in der Folge über ein Jahr lang über die Zuständigkeit und den
Gerichtsstand gestritten. Das Bundesstrafgericht wies den Fall Bern zu, wo die
Strafuntersuchung allerdings eingestellt wurde. Dagegen führte die Anklage allerdings
erfolgreich Beschwerde. Das Obergericht des Kantons Bern wies die Staatsanwaltschaft
darauf hin, dass der Fall zwingend einem unabhängigen Strafgericht überlassen werden
müsse. Angezeigt wurde schliesslich Toni Brunner, der als Parteipräsident und
Wahlkampfleiter die Verantwortung übernahm. Allerdings wurde die Immunität
Brunners von den zuständigen Parlamentskommissionen geschützt. 78

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN

Auch Natalie Rickli trug dazu bei, dass in den Medien mehr von Exponenten der Partei
als von deren Inhalt berichtet wurde. Die junge Zürcherin, die bei den nationalen
Herbstwahlen die meisten Stimmen aller Kandidierenden erhalten hatte, musste mit
ihrer Gesundheit bezahlen, dass sie parteiintern zahlreiche Aufgaben übernommen
hatte und auch in den neuen Medien – Facebook und Twitter – omnipräsent war.
Aufgrund eines Burn-outs legte sie ab Mitte September eine mehrwöchige Pause ein
und zog sich aus der Öffentlichkeit zurück. In der Folge wurde in den Medien über die
zunehmende Belastung im politischen Milizsystem debattiert. 79

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.09.2013
MARC BÜHLMANN

Mit ihrer Forderung nach staatlicher Förderung für Kinderkrippen, einer regulierenden
Frauenquote oder ihrem Ja zum Familienartikel und zum revidierten
Raumplanungsgesetz hatten die FDP-Frauen in der Partei für einigen Unmut gesorgt.
Die Frauen selber prangerten in den Medien einen parteiinternen Rechtsrutsch an.
Nach einer Aussprache zwischen der Mutterpartei und der Frauensektion wurde ein
Verhaltenskodex vereinbart, mit dem die Koordination zwischen Mutterpartei,
Jungfreisinnigen und FDP-Frauen verbessert werden soll. In einer Zukunftstagung im
September debattierten die Frauen über Zukunft, Positionierung, Strukturen und
politisches Programm der bereits 64-jährigen Frauensektion. 80

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.09.2013
MARC BÜHLMANN

"L’Expérience Blocher", ein Dokumentarfilm des Westschweizer Filmemachers Jean-
Stéphane Bron („Mais im Bundeshuus“) über den SVP-Übervater, löste schon vor der
Uraufführung am Filmfestival in Locarno Mitte August Unmut aus. Es gehe nicht an, dass
der Staat einen Film über einen derart umstrittenen Politiker finanziere, äusserten sich
Exponenten der SP. Tatsächlich hatte die eidgenössische Filmförderung die Hälfte des
Filmbudgets übernommen. Der Film zeigt die wenig spektakuläre Aufzeichnung
verschiedener Wahlkampfauftritte vor den nationalen Wahlen 2011. Bron begleitete
Blocher in stundenlangen Autofahrten zwischen diesen Auftritten und – so die NZZ-
Filmkritik – verleihe dem Politiker Blocher, wohltuend entkrampfend, ein menschliches,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.11.2013
MARC BÜHLMANN
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sympathisches Gesicht. Der Mitte Oktober in den Kinos anlaufende Film vermochte die
Zuschauer allerdings nicht zu überzeugen. Die Besucherzahlen blieben unter den
Erwartungen. 81

Gewohnt dezidiert richtete sich die SVP in ihrer Europapolitik gegen alle
Annäherungsversuche an die EU. Der Bundesrat sei mit seinen Vorschlägen zu
institutionellen Fragen bereits im Jahr 2012 viel zu weit gegangen. Die Schweiz sei
jedoch auf keine neuen Abkommen mit der EU angewiesen. Harsch fiel die Reaktion der
Volkspartei denn auch aus, als die EU-Kommission Anfang 2013 vorschlug, über eine
Weiterführung der Kohäsionszahlungen zu diskutieren. Als der Bundesrat Ende August
ein Mandat zu Verhandlungen mit der EU über institutionelle Reformen vorstellte,
sprach Parteipräsident Brunner an der Delegiertenversammlung in Genf von
„Landesverrat“ und „nötigem Widerstand“. Das Mandat sei nicht nur eine Selbstaufgabe,
mit der fremde Richter akzeptiert würden, sondern es käme einem schleichenden EU-
Beitritt gleich. Der Widerstand müsse wie schon vor 20 Jahren gegen den EWR stark
sein und die Kräfte gebündelt werden. Ruhiger wurde es im Berichtjahr um die im
Vorjahr von Christoph Blocher angekündigte Anti-EU-Gruppe. Mitte Januar wurde in
der Presse vermeldet, dass das Vorhaben gescheitert sei, weil von den anderen Parteien
zu wenig Sukkurs komme. Man wolle sich deshalb eher auf eine reine SVP-Denkfabrik
konzentrieren. Ende November wurde dann allerdings bekannt, dass die SVP, vor allem
auf Antrieb von Christoph Blocher, mit dem Aufbau von Strukturen für eine
Kampfgruppe gegen eine allfällige Abstimmung zu neuen Abkommen zwischen der
Schweiz und der EU schon weit fortgeschritten war. Ein entsprechender Verein „Nein
zum schleichenden EU-Beitritt“ war am 23. Oktober von Christoph Blocher, Ulrich
Schlüer und Thomas Aeschi gegründet worden. Blocher nahm Einsitz im Präsidium.
Bereits seien 40 zivilgesellschaftliche Organisationen beigetreten, darunter auch die
Auns, die im Kampf gegen den EWR-Beitritt in den 1990er Jahren gegründet worden
war. 82

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.11.2013
MARC BÜHLMANN

Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteipräsident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die möglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen für
die Umsetzung vor allem auf die ländlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verschärfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschränkung der Zahl ausländischer
Arbeitskräfte für die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in ländlichen
Gebieten oder die Erhöhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingeführt würden, so müssten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Städte die grössten Kontingente an ausländischen
Facharbeitern erhalten müssten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen "entlarven". Er weckte dabei zahlreiche empörte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni veröffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschläge für eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhängigkeit von ausländischen Fachkräften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und ältere Arbeitnehmende müssten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten für die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die ausländische
Fachkräfte engagieren, müssten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien für Ausländer – etwa die Pauschalbesteuerung – abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
SP, für eine fremdenfeindliche SVP-Initiative völkerrechtlich verträgliche
Umsetzungskonzepte zu finden – gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausführlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
der Waadtländer Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen. 83

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.02.2014
MARC BÜHLMANN
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Anfang März 2015 standen die Präsidenten der drei bürgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Müller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen bürgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzukünden. Mit Hilfe eines Programms, das möglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den nächsten fünf Jahren oder die Bekämpfung
administrativer Kosten für Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
bürgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstärke
verursachten Problemen Herr zu werden. 
Weniger konkrete Übereinstimmung fand sich im Ende März vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «bürgerliche[n] Schnittmenge mit Lücke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteipräsident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
und zu Juniorpartnerinnen würden, sich damit aber für die anstehenden
eidgenössischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» würden. In Le Temps wurde
die Vermutung geäussert, dass vor allem die CVP mit diesem Bündnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nötig, so die
«Schweiz am Sonntag».
Das als gemeinsamer roter Faden gedachte bürgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag für eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstützung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP für ein höheres
Armeebudget und eine Entschärfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
einem gebrochenen «Sparschwur» und startete für die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die bürgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwürdigkeit der eigenen Partei führen könnte.
Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteipräsident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund dafür war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flächendeckende Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurückzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem bürgerlichen Lager, weil sie keine Hand für
Lösungen biete. Zurückhaltender zeigte sich Philipp Müller. Man dürfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern müsse auch darauf schauen, was die bürgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplätzen gehe. Die in der Herbstsession von der
bürgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstösse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» für die angekündigte bürgerliche Zusammenarbeit interpretiert. 84
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Nach langer Krankheit verstarb die ehemalige Präsidentin der FDP Christiane
Langenberger (fdp, VD) Mitte August 2015 im Alter von 74 Jahren. Die Waadtländerin,
die von 1995 bis 1999 im Nationalrat und anschliessend bis 2007 im Ständerat sass, war
nicht nur die erste FDP-Ständerätin, sondern auch die erste Frau an der Spitze des
Freisinns. Sie übernahm das Präsidium 2003 nach dem Rücktritt von Gerold Bührer
(fdp, SH) als Vizepräsidentin zuerst ad interim und wurde in der Folge von einer
innerlich zerstrittenen Partei in ihrem Amt bestätigt. Als Frau und als «Welsche» habe
sie innerhalb der Partei einen schweren Stand gehabt, resümierte der Tages-Anzeiger in
seinem Nachruf. Die schlechten Resultate bei den nationalen Wahlen 2003 hätten ihre
Position derart geschwächt, dass sie 2004 zurücktreten musste. Langenberger war 1998
Bundesratskandidatin und musste sich erst im fünften Wahlgang dem späteren
Bundesrat Pascal Couchepin beugen. Die «Vorkämpferin für die Frau», wie sie die
Aargauer Zeitung betitelte, habe ihre Bundesratskandidatur als «Frauenkandidatur»
verstanden und sei mit ihrem «moderaten Feminismus», mit dem sie Vereinbarkeit von
Beruf und Familie forderte, ein Vorbild gewesen. 85
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Als «Müller-Effekt» bezeichnete die Basler Zeitung den Umstand, dass die FDP bei
kantonalen Wahlen im Jahr 2015 zulegte. Ihr Präsident, Philipp Müller schaffe es mit
seiner nicht abgehobenen Art näher bei den Leuten zu sein und sie davon zu
überzeugen, dass der Freisinn nicht einfach eine abgehobene Wirtschaftspartei sei.
Dies bedeutete freilich viel ermüdende Arbeit an der Basis, was in zahlreichen Medien
als ursächlich für den Unfall betrachtet wurde, in den der FDP-Präsident Mitte
September 2015 verwickelt war und der in der Folge einige Druckerschwärze
verursachte. Müller geriet auf die Gegenfahrbahn und kollidierte mit einer
Motorradfahrerin, die schwer verletzt wurde. Müller, der unverletzt blieb, hatte keinen
Alkohol im Blut und auch die Handydaten wiesen darauf hin, dass er sein Mobiltelefon
während der Fahrt nicht benutzt hatte. Zudem lagen laut Medien keine Anhaltspunkte
auf übersetzte Geschwindigkeit vor. Müller beteuerte, sich nicht an den Unfallhergang
erinnern zu können.
Mediales Aufsehen erregte der Unfall, zu dem eine Strafuntersuchung eröffnet wurde,
auch deshalb, weil er wenige Wochen vor den eidgenössischen Wahlen passierte, bei
denen Müller im Kanton Aargau für den Ständerat kandidierte. Zahlreiche Medien
urteilten, der Unfall würde die Wahlchancen Müllers kompromittieren. Politberater
empfahlen gar, dass er sich von Wahlveranstaltungen möglichst fern halten solle.
Andere empfahlen Müller, er solle die Wahrheit sagen. In 99 Prozent der Fälle wisse ein
Unfallverursacher nämlich, weshalb er auf die Gegenfahrbahn geraten sei, wie ein
Rechtsanwalt sich im Sonntagsblick äusserte. Rasch meldeten sich freilich Stimmen,
dass der Unfall nicht instrumentalisiert werden dürfe. Müller selber entschied sich «aus
Respekt gegenüber der jungen Frau und ihren Angehörigen» seinen Wahlkampf bis auf
weiteres auszusetzen. Er wünsche sich nichts mehr, als dass die Frau baldmöglichst
genese. Zwar zeigten seine politischen Kontrahenten Verständnis, die Medien aber
liessen den Fall nicht ruhen. Ihre Recherchen ergaben, dass Müller sein Fahrzeug erst
200 Meter nach dem Unfallort angehalten, keine erste Hilfe geleistet und gleichentags
noch ein Interview gegeben habe, bei dem er den Unfall nicht erwähnt habe. Müller
verteidigte sich damit, dass er nicht gleich verstanden hätte, was passiert sei, unter
Schock gestanden, aber gesehen habe, dass sofort Helferinnen an der Unfallstelle
gewesen seien. Der Blick sprach von einem «Kommunikations-Crash» und fragte sich,
was Müller wohl «zu verbergen» habe. Auch die Weltwoche warf Müller vor, sich in
Widersprüche zu verheddern. Es sei einfach, sich mit der Begründung «Schock» nach
dem Unfall aus der Verantwortung zu stehlen. Rückendeckung erhielt Müller von seiner
Partei, die keinen Anlass sah, einen Interims-Präsidenten einzusetzen. 
Politischen Schaden schien Philipp Müller aus der ganzen Affäre keinen davongezogen
zu haben, wurde er doch im zweiten Wahlgang für den Kanton Aargau in den Ständerat
gewählt. Rund ein Jahr nach dem Unfall stand fest, dass Müller wohl wie von ihm
vermutet einen Sekundenschlaf erlitten hatte. Die autointerne Kamera zeigte freilich
auch, dass sich das System bereits vorher mehrmals gemeldet und eine Übermüdung
signalisiert hatte. Müller hätte also nicht fahren dürfen. Er wurde entsprechend wegen
fahrlässiger schwerer Körperverletzung zu einer Geldstrafe verurteilt. 86
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Die Jungparteien waren 2015 verschiedentlich Gegenstand medialer Berichterstattung.
Mitte April rechnete die «Schweiz am Wochenende» vor, wie hoch die Subventionen für
die fünf grössten Jungparteien sind, die diese auf der Basis des Kinder- und
Jugendförderungsgesetzes vom Staat erhalten. Da die Jungparteien das politische
Engagement Jugendlicher fördern, erfüllen sie die Bedingungen für staatliche
finanzielle Unterstützung. So wurden im Jahr 2014 laut der Zeitung von der Juso
beantragte CHF 88'496 bewilligt. Die Junge SVP erhielt CHF 64'354, die
Jungfreisinnigen CHF 52'200, die Junge CVP CHF 51'916 und die Jungen Grünen CHF
23'671. Die Unterschiede erklären sich laut «Blick» durch die Mitgliederzahl, aber etwa
auch durch die Erfüllung von Gleichstellungskriterien. Ein Punkt, den die Präsidenten
der JSVP und der Jungfreisinnigen, Anian Liebrand (LU, svp) und Maurus Zeier (LU, fdp),
in der Zeitung als vom Staat geförderte «linke Politik» kritisierten. Sie seien eigentlich
gegen staatliche Parteienfinanzierung, würden die Subventionen aber deshalb
beziehen, weil sonst die Juso die ganze Summe erhalten würde. In der Folge nahm
Gregor Rutz (svp, ZH) den Ball auf und reichte eine parlamentarische Initiative ein, mit
der er sämtliche Subventionen durch den Staat an politische Organisationen verbieten
wollte. Dies rief wiederum den Präsidenten der Juso, Fabian Molina (ZH, sp), sowie den
Co-Präsidenten der Jungen Grünen, Andreas Lustenberger (ZG, gp), auf den Plan: Die
rechten Jungparteien könnten dank ihres Firmensponsorings leicht auf staatliche Hilfe
verzichten; dies sei auf der linken Seite aber nicht möglich. Das Geld des Bundes sei
«eine symbolische Abgeltung» für die Arbeit der Jungparteien, die Jugendliche in die
Gesellschaft integrierten. 87
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Einen Tag vor ihrem 88. Geburtstag, am 6. September 2016 verstarb Lilian Uchtenhagen
– eine der ersten Nationalrätinnen und eine wichtige Modernisiererin der SP.
Zusammen mit dem damaligen Präsidenten Helmut Hubacher arbeitete sie mit am
Umbau der SP von einer klassischen Arbeiterpartei in eine Mittelstandspartei. Im
Gedächtnis bleiben wird der Name Uchtenhagen aber insbesondere wegen den
Bundesratswahlen vom 7. Dezember 1983. Die Zürcher Nationalrätin war von ihrer
Partei als erste Bundesrätin nominiert worden. Die Bürgerlichen machten diesem Plan
allerdings einen Strich durch die Rechnung und wählten in einem eigentlichen Coup mit
Otto Stich einen genehmen Gegenkandidaten. 88
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Handbuch SPS/PSS (1985). Umwelt-, Energie- und Verkehrspolitik in der Gemeinde. Ein Handbuch für Kommunalpolitiker.;
Rote Revue, 64/1985
39) NZZ, 24.1.00. 
40) Presse vom 24.1.00. 
41) Presse vom 26.1.00. Zur Entstehungsgeschichte des Berichtes: NZZ, 10.2.00. Eine Entgegnung von NR Reimann (svp, AG)
ist in NZZ, 12.2.00, erschienen. 
42) TG, 18.9.00; Presse vom 28.9.00; NZZ, 2.10.00. 
43) Presse vom 18.1.03.
44) Presse vom 18.2.03.
45) BZ und NLZ, 6.8.03; NLZ und TA, 8.8.03.
46) SoZ, 10.8.03; Presse vom 11.-12.8.03; NLZ, 14.8.03; LT, 15.8. und 23.8.03.
47) Presse vom 5.-10.7. und 14.8.04; TA, 9.9.04.
48) Presse vom 9.6.05.
49) Presse vom 5.12.05.
50) Presse vom 3.3. und 4.3.06. 
51) TA, 7.4.07.
52) BaZ und NZZ, 20.8.07.
53) Presse vom 8.10.07. 
54) TA, 2.10. und 21.10.08; AZ, 21.10.08.
55) Presse vom 17.2.09.
56) Lib. und LT, 4.6.09; Presse vom 8.6.09.
57) Presse vom 27.4.10.
58) NZZ, 3.5.10.
59) Presse vom 30.11. und 1.12.10.
60) Presse vom 1.3.11.
61) Exp., 7.3.11.
62) BZ, 28.3.11.
63) NZZ, 28.3.11; Blick, 29.3.11; NZZ und TG, 4.4.11; BaZ, 5.4.11.
64) NLZ, 28.5.11; LT, 30.5.11; Presse vom 4.6., 6.6. und 7.6.11.
65) Lib., 21.7.11; SN, 22.7.11.
66) TA, 5.4.11; AZ und SoS, 6.8.11.
67) Presse vom 27.8.11.
68) Presse vom 30.8.11.
69) TA, 7.7.11; NZZ, 16.8.11; SGT, 2.9.11; SN, 17.9.11; TA, 21.9.11.
70) NZZ, 2.4.12.
71) NZZ und LT, 31.7.12.
72) NZZ, 27.8.12.
73) SoBli, 9.9.12.
74) TA und AZ, 21.2.12; AZ, 22.2.12; SoZ, 26.2.12; AZ, 29.2.12; TA, 25.-28.6.12; NZZ, 27.6.12; WoZ, 21 und 28.6.12; BaZ und AZ,
3.7.12; LM, 2.7.12; WW und WoZ, 5.7.12; NZZ, 14.7.12; NLZ, 21.7.12; Presse vom 19.9.12; NLZ, 20.9.12; NZZ, 20.12.12; TA, 28.9.12;
NZZ, 12.10.12.
75) NZZ, 27.10.12.
76) NZZS, 17.2.13; Sonntagspresse vom 28.4.13.
77) AZ, 30.4.13; NZZ, 2.5.13.
78) TA, 29.5.13; Presse vom 14.8.13; NZZ, 12.9.13.
79) Presse vom 15.9. und 16.9.12.
80) Presse vom 4.2.13; SO, 10.3.13; LZ, 18.3.13; NZZ und TA, 20.3.13; NZZ, 25.5.13
81) Blick, 6.8.13; WW, 8.8.13; Blick, 9.8.13; AZ, 10.8.13; NZZ, 14.8.13; Presse vom 14.8. und 15.8.13; AZ, 17.8.13; SO, 18.8.13; SO
und SoZ, 13.10.13; NZZ, 26.10.13; So-Bli, 3.11.13.
82) NZZ, 11.1., 13.1. und 29.6.13; SO, 25.8.13; NZZ, 26.8., 6.9., 22.10. und 28.11.13.
83) Blick, 12.2.14; SoZ, 16.2.14; TA, 1.7.14; SO, 6.7., 5.10., 19.10.14; CdT, 21.10.14; BaZ, 27.10.14
84) LT, 23.2.15; Blick, LZ, NZZ, 3.3.15; NZZ, 4.3.15; Exp, LT, LZ, Lib, SGT, 28.3.15; LT, 2.4.15; SO, 26.4.15; LT, 7.5.15; NZZ, 9.5.15;
Blick, 1.6.15; Blick, 3.6., 4.6.15; Blick, 6.6.15; SO, 21.6.15; Blick, 22.6.15; AZ, Lib, 23.6.15; SO, So-Bli, 28.6.15; AZ, 29.6.15; SO,
27.9.15
85) AZ, TA, 19.8.15
86) BaZ, 31.3.15; AZ, Blick, LZ, NZZ, TA, 12.9.15; SO, So-Bli, SoZ, 13.9.15; AZ, LT, NZZ, TA, 14.9.15; AZ, Blick, 15.9.15; Blick, TA,
16.9.15; WW, 17.9.15; SoZ, 20.9.15; NZZ, TA, 26.10.15; Blick, TA, 27.10.15; WW, 29.10.15
87) SO, 12.4.15; So-Bli, 3.5.15; Blick, 2.7.15; LZ, 19.8.15; SGT, 22.8.15; TA, 26.9.15
88) AZ, NZZ, TA, TG, 9.9.16

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21 23


